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ie sächsische Landesregierung hatte es
offenbar eilig. In beispiellosem Tempo
wurde das neue Versammlungsgesetz durch
die Instanzen gepeitscht, am 20. Januar
wurde es im Landtag durchgewunken. Die
im September 2006 beschlossene Fö-
deralismusreform macht es möglich. Mit
der darin enthaltenen Neuverteilung der
Gesetzgebungskompetenzen zwischen
Bund und Ländern wurde auch das Ver-
sammlungsrecht zur Sache der Länder.

Nach Bayern ist Sachsen nun das zweite
Bundesland, das die Chance ergreift und
ein deutlich verschärftes Gesetz hinklotzt.
Schon in ihrer Koalitionsvereinbarung
hatten CDU und FDP eine Novellierung
des Versammlungsrechts beschlossen.
Eine von der Landesregierung beschlos-
sene Änderung der Geschäftsordnung er-
laubte es, das Gesetz im Schnellverfah-
ren durch die Instanzen zu bringen. Die
Hektik kommt nicht von ungefähr.

Schließlich stand Mitte Februar der  Jah-
restag der Bombardierung von Dresden
vor der Tür. Den reibungslosen Ablauf des
alljährlichen bürgerlichen Gedenk-
spektakels wollte sich die schwarz-gelbe
Regierungskoalition dieses Mal nicht von
imageschädlichen Neonaziaufmärschen
und antifaschistischen Gegendemon-
strationen versauen lassen.

er kennt es nicht – Da setzt sich
mensch als umweltbewusste Erwerbslose
auf seinen soeben vom Schnee der letzten
Nacht befreiten Drahtesel, will keinesfalls
die letzte Aufführung von „Das Licht am
Ende des Tunnels“ verpassen und  … fin-
det den Radweg nicht. Nein, nichtmal un-
bedingt weil viele Verkehrswege Leipzigs
einfach keinen besitzen, obwohl sie bitter
nötig wären. Sondern weil die wenigen vor-
handenen Radwege und Radfahrstreifen
dermaßen von Schnee und Eis bedeckt
sind, daß nicht einmal Reinhold Messner
sie bezwingen könnte.

Grund hierfür ist freilich die schon im
letzten Heft beanstandete Fahrradpolitik
der Stadt Leipzig. Dagegen fand eine stu-
dentisch initiierte Fahrraddemo statt, in
deren Anschluß ein offener Brief mit An-
regungen und 10 konkreten Forderungen
dem Stadtrat übergeben wurde. Oberbür-
germeister Jung verteidigte daraufhin die
Leipziger Fahrradpolitik in einem sechs-
seitigen Brief. Daran wiederum hatten
Alexander John vom Referat für nachhal-
tige Mobilität des StudentInnenRat der
Uni Leipzig und StuRa-Sprecher Simon
Schultz von Dratzig viel Kritik, z.B. an

ie Abläufe sind bekannt, dennoch ist die Aufregung groß.
So führten die Anfang Februar bekanntgewordenen Miß-

brauchsfälle an einer Berliner Jesuiten-Schule zu regen Debatten
über die Zustände in der katholischen Kirche. Ebenso über-
raschend scheint die Nachricht über „Ekel-Mutproben“ bei der
Bundeswehr die Öffentlichkeit getroffen zu haben. Angehörige
eines  Gebirgsjägerbataillons sollen Kameraden gezwungen ha-
ben, bis zum Erbrechen rohe Leber zu essen und Alkohol zu
trinken. Derlei Rituale waren Ende der 90er Jahre offiziell un-
tersagt worden (was im Umkehrschluss heißt, dass sie bis dahin
gängige Praxis waren), werden aber offenbar weiterhin gepflegt.
Neu ist das nicht. Ebensowenig wie die Art der Reaktion: So
beklagte der Wehrbeauftragte des Bundestags, Reinhold Robbe,
es gebe wohl ein Alkoholproblem in der Truppe. Ganz ähnlich
versuchte Papst Johannes Paul II. abzuwiegeln, als 2002
Mißbrauchsvorwürfe gegen katholische Priester laut wurden: Die

Same procedure as every yearSame procedure as every yearSame procedure as every yearSame procedure as every yearSame procedure as every year
Kirche habe eben ein Problem mit Homosexuellen. Wenn sich
der Skandal trotz allem nicht umgehen lässt, wird radikale Auf-
klärung versprochen, wie es Verteidigungsminister Guttenberg
und der Chef der deutschen Jesuiten jetzt tun.
Ändern werden diese stereotypen Reinungsrituale nichts. Dass
in einem autoritären Männerverein wie der Bundeswehr Ernied-
rigungen und merkwürdige Männlichkeitsrituale an der Tages-
ordnung sind, ist kein Wunder, ebenso wie der Fakt, dass die
autoritären Strukturen der Kirche und das dort gepflegte welt-
fremde Enthaltsamkeitsideal sexuellen Mißbrauch befördern. Die
vermeintlichen Auswüchse folgen der inneren Logik dieser In-
stitutionen. Die demonstrative Distanzierung und Abstrafung
von einzelnen Übeltätern lässt diese Logik unangetastet und dient
letztlich nur dazu, baldmöglichst zum „Normalzustand“ zurück-
kehren zu können. Dieser Normalzustand ist der eigentliche
Skandal.

Alle Räder stehen still ...

der automobilzentristi-
schen Winterdienst-
satzung, die Stra-
ßen zugunsten
von Autofah-
rer_innen und
zu Lasten von
Radfahrer_innen
beräumt.

Demonstrieren? Hier Nicht!

justus
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Eure Feierabend!-Redax

Kein Containerlager!
Noch Ende letzten Jahres wurde es amt-
lich: Das in Thekla geplante Container-
lager (siehe FA! #34) für Leipzigs Asyl-
bewerber_innen ist offiziell vom Tisch.
Praktisch erst einmal ein Grund zur Freu-
de, der die vielen Initiativen und Einzel-
personen, die engagiert gegen die Umsied-
lung in die Wodanstraße gekämpft hat-
ten, aufatmen ließ. Doch bleibt auch bei
dieser politischen Entscheidung der bit-
tere Nachgeschmack, daß es sich nicht um
eine Vernunftentscheidung zugunsten der
Asylbewerber_innen handelte, sondern
eine zugunsten der städtischen Finanzla-
ge. Um die steht es angeblich nie be-
sonders und so ist auch die Idee der Um-
siedlung auf das abseits an der A14 gele-
gene Gelände hauptsächlich aus finanzi-
ellen Überlegungen entstanden, da die
beiden derzeit genutzten Heime nur
jeweils zur Hälfte ausgelastet sind. Im Falle
der Wodanstraße jedoch war der finanzi-
elle Rahmen der Stadt dem einzigen Be-
werber um einen Betreibervertrag des La-
gers viel zu eng bemessen. Dieses Schei-
tern wiederum ist vielleicht die Kerbe, auf
die die Gegner der Leipziger Asylpolitik
nur gewartet haben und spornt sie nun
an, kräftig in selbige hineinzuschlagen. So
konstituierte sich auf Betreiben des im
Juni 2009 gegründeten „Initiativkreis für
die Integration von AsylbewerberInnen in
Leipzig“ im Januar 2010 das „Bündnis für
ein menschenwürdiges Wohnen im Asyl“,

welches aus einem guten Dutzend regio-
naler Vereine und Initiativen besteht. Ers-
tes Ergebnis ist ein Positionspapier (1),
welches sich klar gegen die Unterbringung
von Asylsuchenden in Sammellagern aus-
spricht und der Stadt aktive und langfris-
tige Unterstützung auf dem Weg zu selbst-
bestimmterem Wohnen der Flüchtlinge
zusichert. Damit dieser beschritten wer-
den kann, muss jedoch erst über die genau
dies forcierenden Anträge der Fraktionen
DIE LINKE und Bündnis 90/ Die Grünen,
die sich seit Dezember im Stadtrats-
verfahren befinden, positiv abgestimmt
werden. Dessen bisherige Entscheidungen
lassen allerdings wenig Grund zur Hoff-
nung, denn selbst die offensichtlichen fi-
nanziellen Vorteile sind dort oft kein Ar-
gument gegen bürgerlich-rassistische Res-
sentiments, wie sie auch in Leipzig an der
Tagesordnung sind. So bspw. das Klischee
vom qua ethnischer Herkunft drogen-
handelnden Ausländer, der weit weg von
Schulen und Kindergarten ghettoisiert
gehört, anstatt durch ein intaktes soziales
Umfeld integriert zu werden. Doch daß
Aufklärung auch die bürgerliche Mitte
noch einmal erreicht, diese Hoffnung auf-
zugeben sind wir nicht gewillt! shy

Da ist er also, der neue Feierabend!, in lan-
gen Winternächten zusammengebastelt.
Und leider müssen wir auch diesmal sa-
gen: „Tja, hat mal wieder etwas länger
gedauert.“ Aber genug der halbgaren Ent-
schuldigungen. Selbstorganisation läuft
halt nicht nach Businessplan. Ohnehin ist
wie immer nur das kapitalistische Schwei-
nesystem an allem schuld. Nicht nur
daran, dass das letzte Heft im Druck et-
was dunkel ausgefallen ist, sondern auch
am Klimawandel (S.16ff ). Naturzer-
störung wirklich stoppen, könnte jedoch
tatsächlich gelingen – aber nicht mit die-
ser Politik. Das wird ganz bestimmt auch
den Leipziger Radfahrer_innen in ihrem
Kampf um Platz nun bewusst (S.1). So
scheint es also, als bliebe es bei klirrender
sozialer Kälte – beim Wetter kennen wir
das ja inzwischen. Der beißende Winter
verleitete wohl auch die ominöse Militante
Gruppe Leipzig dazu, mit dem Anzünden
von Autos ein wenig heiße Luft zu pro-
duzieren (S.13). In Dresden dagegen
trotzten Tausende Demonstrant_innen
nicht nur den fiesen Minusgraden und
den Neonazis, sondern auch dem neuen
Versammlungsgesetz – mit Erfolg (S.1).
Solchen Erfolg wünschen wir auch der
feministischen Zeitschrift outside the box,
die seit Kurzem den Leipziger Blätterwald
angenehm verdichtet (S.26). Und euch
natürlich auch, bei der Lösung des ulti-
mativen Feierabend!-Preisrätsels schwers-
ten Kalibers, der die langen Abende be-
stimmt etwas vergnüglicher gestalten wird
(S. 22). Spaß haben kann man in diesen
Tagen schlussendlich aber auch in unse-
rer Verkaufsstelle des Monats – dem HinZ
und KunZ.

Fr. 26. März 18:00 Uhr
Stadtkulturhaus Sachsenallee 47, Borna

„White Terror“ (Film)

Fr. 26. März 21:00 Uhr
UT Connewitz Wolfgang-Heinze-Str. 12a, Leipzig

Leipziger Meuten vs. Hitlerjugend
(Vortrag und Film)

(1) Nachzulesen unter: http://
initiativkreisintegration.blogsport.de/2010/
02/05/buendnis-fuer-ein-menschenwuerdiges-
w o h n e n - i m - a s y l - v e r o e f f e n t l i c h t -
positionspapier/

Eigentumsvorbehalt: Nach dem Eigentumsvorbehalt ist Feierabend! solange Eigentum des Ab-
senders bis er der/dem Gefangenen persönlich ausgehändigt wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine
persönliche Aushändigung im Sinne des Vorbehaltes. Wird Feierabend! der/m Gefangenen nicht
persönlich ausgehändigt, ist er dem Absender mit dem Grund der Nichtaushändigung zurückzu-
senden. Wird Feierabend! der/m Gefangenen nur teilweise persönlich ausgehändigt, so sind die
nicht ausgehändigten Teile und nur sie, dem Absender mit dem Grund der Nichaushändigung
zurückzusenden.

Do. 11. März 20:30 Uhr
Infoladen (VL) Ludwigstr. 37, Halle

Filmabend: Matriachat
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Fr. 19. März 21:00 Uhr
Libelle Kolonnadenstr. 19, Leipzig

Lou Marin liest aus „Ein weltweiter Aufbruch“ von Johann Bauer
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Feierabend! ist ein unkommerzielles Zeitungsprojekt mit dem  Ziel der Verbreitung libertärer, antiautoritärer &
emanzipatorischer Ideen, der Darstellung von Sachverhalten, die in der kommerziellen Presse oft unzureichend, ver-
zerrt oder gar nicht erwähnt werden, sowie der Beleuchtung von Themen, die uns interessant und wichtig erscheinen.
Der Verkaufspreis von derzeit einem Euro dient einzig dem Begleichen der Kosten zur Erstellung des Heftes. Alle
inhaltlich an der Erstellung des Heftes Beteiligten arbeiten als ÜberzeugungstäterInnen ohne Bezahlung.

Dieses deutliche Beispiel setzten
sie Jungs eingängiger Behaup-

tung entgegen, es „werden die Interessen
der Radfahrer gleichberechtigt mit den
Belangen und Anforderungen der Men-
schen in anderen Verkehrsmitteln, Auto
und ÖPNV, oder auch zu Fuß sowie den
Anliegern abgewogen“. Die Kritik an OB
Jungs Brief enthielt neben dem Ausein-
andernehmen der Argumente leider auch
viele (durchaus rhetorische) Nachfragen.
Ob der Oberbürgermeister auf diese je-
doch noch eingehen wird, bleibt fraglich.
Übrigens auch, weil die Radlobbyisten in
punkto Logik & Recht manchmal  nicht
ganz mithalten.
Zum skandalträchtigen sogenann-
ten „Innenstadtverbot für Fahrrä-
der“ merkt der OB bspw. völlig kor-
rekt an, daß es sich beim Regelungs-
inhalt eher um eine „Erlaubnis“
denn ein „Verbot“ handelt, da in
Fußgängerzonen laut § 76a StVO
der Fahrzeugverkehr zunächst gene-
rell nicht zugelassen ist (mit Ausnah-
men für Lieferverkehr und ÖPNV). Stellt
sich also die Frage nach gegensätzlichen
Interessen: „Die Umwege, die Radfahrern
zwischen 11:00 h und 20:00 h entstehen,
sind im Verhältnis zum gefühlten Sicher-
heitsgewinn in den Fußgängerbereichen
aus meiner Sicht vertretbar.“ Den Aspekt,
daß dieser „Sicherheitsgewinn“ vor allem
im Interesse der Innenstadt-Gewerbetrei-
benden liegt, blenden die Kritiker der
Leipziger Fahrradpolitik wieder einmal
aus. Stattdessen kommen sie mit einem
lapidaren Allgemeinplatz: „Radfahr-
erInnen erkennen sehr schnell, ob sie ab-
steigen müssen oder ob eine Strecke be-
fahrbar ist.“ Hmm... stimmt. Für mich
allerdings ist die Strecke nur dann nicht
befahrbar, wenn die Büttel des Systems
mir den Weg versperren.

Beim großen Streitpunkt Karl-Lieb-
knecht-Straße, vehement als Fahrrad-
straße gefordert und vom OB alsgleich mit
dem Terminus „Radialstraße des Haupt-
straßennetzes“ abgewatscht, zeigt sich
wunderbar wie Leipziger Verkehrspolitik
theoretisch als auch ganz praktisch aus-
sieht. Die Fahrradstraße sei „kein Instru-
ment zur Führung des Radverkehrs im
Hauptstraßennetz“ … und basta. Da wird
auch die Forderung nach einer längst
überfälligen Radverkehrszählung nichts
nützen. Selbst wenn wirklich mehr Räder
als motorisierte Gefährte die Karli befah-

ren, wird dies an der Hal-
tung der Stadt nichts än-
dern. Und so werden schon-
mal indirekt Tatsachen ge-
schaffen, indem die Rad-
streifen zuparkenden Fahr-
zeuge gar nicht mehr abkas-
siert (1) und die Menschen
so auf die unausweichliche
Zukunft vorbereitet wer-

den: Auf eine rund um den Südplatz viel
zu enge Radialstraße mit rechtlich abge-
sichertem Platz für Straßenbahn, Pkw-
Verkehr und „Parkflächen [ohne die] man
in diesem Straßenteil auch nicht agieren
[könne]“(2). Was bedeutet, daß „der Rad-
weg, der jetzt am Südplatz endet, […]
dann über einen Streifen des jetzigen Fuß-
weges geführt“ würde. Es ist jedoch trotz-
dem zweifelhaft, ob die Gewerbetreiben-
den der florierenden Geschäftsstraßen ihre
wertvollen Stellflächen für Auslagen der
Geschäfte so einfach aufgeben. Die Kriti-
ker affirmieren dabei immer wieder die
Standortlogik der Stadt, deren Interessens-
vertretung des Kapitals aber gar nicht mit
den Interessen der radfahrenden Klasse
konvergiert. Die Studenten sind jedoch
nicht die einzigen, die sich an die Stadt

bzw. den Oberbürgermeister richten. Der
offene Brief (3) des  ADFC Leipzig (4)
bspw. kommt mit einer nüchternen Fest-
stellung der katastrophalen Winterzu-
stände der Radwege, aber auch seichten
Bitten in Richtung des Stadtobersten aus.
Eventuell gar die bessere Taktik, mit Ar-
gumenten allein ist bei Jung schließlich
schwer zu punkten.

Viele Radfahrer_innen jedoch interessiert
das ganze Hin und Her überhaupt nicht
und sie fragen sich eher, ob mensch unter
diesen sibirischen Umständen den Fuß-
weg oder die Straße benutzen darf, ohne
sich nach der Staatsgewalt umschauen zu
müssen. Da ist die Rechtsprechung uns
tatsächlich einmal gnädig, im Falle unbe-
zwingbarer benutzungspflichtiger Radwe-
ge bzw. Radfahrstreifen dürfen wir Rad-
fahrer_innen nämlich auf die geräumte
Straße ausweichen. Was in den meisten
Fällen auch sicherer ist als auf dem Fuß-
weg gequetscht noch eine Front zu den
schwächsten aller Verkehrsteilnehmer_in-
nen aufzumachen. Mit den Fußgän-
ger_innen nämlich eint uns vieles im
Kampf gegen die motorisierte Hegemo-
nie. In diesem Sinne:

Venceremos!

Die KarliDie KarliDie KarliDie KarliDie Karli
(...)

Alle Räder stehen still ...

shy

(1) http://www.l-iz.de/Politik/Brennpunkt/
2009/09/Investitionsstau-auf-der-Karli-Park-
Provisorium.html
(2) Edeltraut Höfer, Leiterin des Verkehrs- und
Tiefbauamtes (ebda.)
(3) http://www.adfc-leipzig.de/cms/index.php/
politikverkehr/fahrrad/216-briefanobm
(4) Ortsverband des Allgemeinen Deutschen
Fahrrad-Clubs e. V.

Die Antworten der Stadtratsfraktionen auf  den
offenen Brief werden hier zu finden sein:
http://www.stura.uni-leipzig.de/1594.html

* * *
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uf 5% des Leipziger Kulturetats soll-
ten die Fördermittel für die Freie

Szene bis zum Jahr 2013 angehoben wer-
den. Dieser Forderung der Initiative
Leipzig + Kultur hatte auch der Stadtrat
im September 2008 zugestimmt und eine
schrittweise Erhöhung der finanziellen
Unterstützung für freie Kulturprojekte be-
schlossen (siehe FA! 32). Ende gut, alles
gut, könnte mensch meinen.
Aber das Leipziger Kulturdezernat verfolgt
offensichtlich andere Ziele. Einer von
Leipzig + Kultur herausgegebenen Presse-
mitteilung zufolge plant das Amt für 2010
eine Kürzung der Fördergelder, ohne dies
allerdings offen zuzugeben. Im Gegenteil
soll „die reale Kürzung verschleiert und
durch Haushaltstricks als Erhöhung dar-
gestellt“ werden, wie die Initiative
schreibt. So würden sechs Einrich-
tungen, die mit einer eigenen
Haushaltsstelle schon gesondert
im Leipziger Verwaltungshaus-
halt auftauchen, in die Berech-
nung mit einbezogen. Dazu
zählen u.a. der Freundeskreis
Gohliser Schlösschen e.V.
und der Bürgerkomitee
Leipzig e.V. (der Träger-
verein des Stasi-Muse-
ums in der „Runden
Ecke“). Auch das Forum

Thomanum wird vom Kulturdezernat in
seinem Plan zur Fördermittelverteilung als
Teil der Freien Szene angeführt. Der Fo-
rum Thomanum e.V. hat es sich zum Ziel
gesetzt, in Leipzig ein „international aus-
gerichtetes Bildungszentrum“ aufzubauen,
„das sich um den Thomanerchor und die
Thomasschule gruppiert“ (2). Unter der
Hand plant das Kulturdezernat also eine
Umverteilung von Geldern zu Ungunsten
der Freien Szene.
Die Empörung von Leipzig + Kultur ist
unter diesen Umständen durchaus berech-
tigt. Leider fragt mensch sich nicht, war-
um das Kulturdezernat zu solchen Manö-
vern greift. Stattdessen sorgt sich die Ini-
tiative in ihrer Pressemitteilung wieder mal

um den Wirtschafts-
standort Leipzig.

Dem soll auch die 5%-Regelung dienen:
„Geht es der Stadt wirtschaftlich gut, so
fallen die Zuschüsse für unsere Arbeit hö-
her aus. In schwierigen Zeiten können
die Fördermittel sinken.“ Leider denkt
das Kulturdezernat nicht daran, soviel
Bescheidenheit zu honorieren. Der
Standortlogik ist mensch schließlich auch
dort verpflichtet. Eben darum will man
ja der Freien Szene die Mittel kürzen.
Eine rege Sub- und Soziokultur mag für
die Lebensqualität vor Ort unentbehr-
lich sein – für den Standort ist die Hoch-
kultur bedeutend wichtiger. Das Kultur-
dezernat meint einfach, das Geld sei bes-
ser in prestigeträchtigen Projekten ange-
legt, mit denen sich die Stadt nach außen
präsentieren und Touristen anlocken
kann. Es wäre an der Zeit, dass auch die
Freie Szene das begreift, anstatt hilflos
die Argumente ihrer „Gegner_innen“

nachzubeten.
justus

(1) www.fuenf-fuer-leipzig.de/
die-zukunftskampagne/aktu-

elles/vom/datum/2010/
02/02/verwaltung-will-
2010-bei-freier-kultur-
szene-kuerzen/
(2) www.forum-thoma-
n u m . d e / g e s c h i c h -
te.html

Kürzen für Leipzig

Die Kategorien „sex“ und „gender“ sind zentrale Begriffe in der
Geschlechterforschung. Sie dienen der Artikulation und Diffe-
renzierung biologischer wie sozialer Konstituenten menschli-
cher Lebensformen. Im transdisziplinären Kolloquium
„GenderKritik“ des Zentrums für Frauen- und Geschlechterfor-
schung der Uni Leipzig soll es darum gehen, die Verwendungs-
weisen dieser Unterscheidung kritisch zu reflektieren.
Im Sommersemester 2010 werden Nachwuchswissenschaft-
ler_innen ihre Forschungsprojekte vorstellen. Damit wird beab-

KolloquiumKolloquiumKolloquiumKolloquiumKolloquium
Sommersemester 2010Sommersemester 2010Sommersemester 2010Sommersemester 2010Sommersemester 2010

Neue Perspektiven auf Theorie und Praxis von GeschlechtNeue Perspektiven auf Theorie und Praxis von GeschlechtNeue Perspektiven auf Theorie und Praxis von GeschlechtNeue Perspektiven auf Theorie und Praxis von GeschlechtNeue Perspektiven auf Theorie und Praxis von Geschlecht

A

sichtigt, bislang bekannte The-
oreme der Geschlechterforschung
und deren Vertretung durch etab-
lierte Forscher_innen nicht erneut zu
wiederholen und stattdessen den Einbezug ak-
tueller, kontroverser und emanzipativer Ansätze bekannt zu ma-
chen.
Neben Themen wie homosexuellem Aktivismus in Osteuropa
und der Rebiologisierung von Homosexualität öffnen wir das
Blickfeld für neueste Diskussionen zu Polyamory und Queer_fe-
ministische Perspektiven (PostPornPolitics). Spezielle Betrach-
tung erfahren außerdem die Herstellung von Mutterbildern als
entwicklungspolitische Praxis in SOS Kinderdörfern und Fe-
minismen im nationalkritischen Diskurs.

Ab dem 8. April jeden zweiten Donnerstag

Geisteswissenschaftliches Zentrum

Beethovenstraße 15 / HS 2010 / 19 Uhr

http://www.uni-leipzig.de/~frages/ Offen für alle!
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Die Ecke mit Tipps und Tricks für ein entspannte(re)s Leben

Heute: Urteil des Bundesverfassungsgerichts undHeute: Urteil des Bundesverfassungsgerichts undHeute: Urteil des Bundesverfassungsgerichts undHeute: Urteil des Bundesverfassungsgerichts undHeute: Urteil des Bundesverfassungsgerichts und

Widerspruchsfrist verpasst, was nun?Widerspruchsfrist verpasst, was nun?Widerspruchsfrist verpasst, was nun?Widerspruchsfrist verpasst, was nun?Widerspruchsfrist verpasst, was nun?

Das Bundesverfas-
sungsgericht hat in seinem Ur-

teil vom 09. Februar die Berechnung der
SGB II Regelsätze für verfassungswidrig erklärt. Dies hört sich
besser an als es ist. Denn wer glaubt, dies hätte automatisch
höhere Regelsätze und damit mehr Hartz 4 für alle zur Folge,
der irrt. Denn das Bundesverfassungsgericht bemängelt lediglich
die intransparente und teils willkürliche Berechnung der Regel-
sätze, nicht aber deren Höhe! Im Gegenteil stellt es sogar aus-
drücklich klar, dass es sich nicht in der Lage sieht, die Höhe
eines wirtschaftliches Existenzminimum zu konkretisieren, da
der Gesetzgeber hierbei einen weiten Gestaltungsspielraum be-
säße. Damit liegt es – wie immer – in unserer Hand, durch
Druck auf die Politik für mehr Geld in der Tasche zu sorgen.
Der Gesetzgeber muss bis zum Jahresende eine Neuregelung
beschließen. Lassen wir es also ein heißes Jahr werden!

Hit-Tipp:
Etwas Positives hat das Urteil jedoch zu bieten. So gibt es
zukünftig einen Rechtsanspruch auf a-typische Bedürfnis-

se des Hilfeempfängers. Was genau das für Bedürfnisse sind, wird
sich erst in der Praxis zeigen.

Wichtig!
Allerdings nur, wenn dieser Bedarf bisher nicht in der Regel-
leistungsberechnung enthalten ist, was die Anwendbarkeit
enorm beschränkt.

Die zweite positive Neuerung ist ein Ende der kalten Absenkung
der Hartz-4-Sätze. Denn der Gesetzgeber koppelte bisher eine
Erhöhung der Regelsätze an die Erhöhung des Rentenfaktors.
Dieser ist jedoch durch den „Nachhaltigkeitsfaktor“ von der
tatsächlichen Lohnentwicklung abgekoppelt. Eine Berücksich-
tigung der tatsächlichen Preissteigerungen fand bisher nicht statt.
Ein schleichender Kaufkraftverlust der Hartz-4-Empfänger war
die Folge. Damit hat das Bundesverfassungsgericht zum Glück
Schluss gemacht. Wie die Berechnung in Zukunft erfolgen soll,
hat das Bundesverfassungsgericht offen gelassen.

Perspektiven:
Es wird in den nächsten Monaten definitiv eine neue große
Hartz-4-Reform geben. Wenn sich die Liberalen durchsetzen,
wird der Regelbedarf für Erwachsene sogar noch gesenkt! Zwar
würden dafür im Gegenzug die Freibetragsgrenzen für Einkom-
men erhöht. Für die meisten Leistungsempfänger mit Minijob
bedeutet dies jedoch ein Nullsummenspiel – für Menschen ohne
jeden Job eine massive Verschlechterung!
Recht wahrscheinlich ist dafür eine kleine Erhöhung der Kinder-
regelsätze.

Folge des Urteils ist auch, dass die Kampagne zur Stellung von
Überprüfungsanträgen, um nachträglich höhere Leistungen zu
bekommen, gescheitert ist. Denn das Bundesverfassungsgericht
hat die Regelungen zur Höhe der bisherigen Regelleistungen
für noch anwendbar erklärt. Die zu überprüfenden Bescheide
sind daher nicht wegen der Höhe der Regelsätze rechtswidrig.
Grundsätzlich ist das Stellen eines Überprüfungsantrags jedoch
ein überaus praktisches und zudem kostenloses Mittel, wenn
ihr vermeintlich fehlerhafte Bescheide der Arge nachträglich
überprüfen lassen wollt.
Denn hat die Arge wieder einmal einen fehlerhaften Bescheid
erlassen, der Dir zu wenig Kohle gewährt und die vierwöchige
Widerspruchsfrist ist schon abgelaufen, dann schlägt die große
Stunde eines solchen Überprüfungsantrags nach § 44 SGB X.
Hiermit kannst Du nämlich die Arge zwingen, alle Leistungs-
bescheide der letzten vier Kalenderjahre zu überprüfen.

Hit-Tipp:
Bei versäumter Widerspruchsfrist einfach eine Brief an die
Arge schreiben mit den Worten: „Hiermit stelle ich einen

Überprüfungsantrag gemäß § 44 SGB X des Bescheides vom …“
Die versäumte Frist braucht dich dann nicht mehr zu kümmern.

Wichtig!
Der Überprüfungsantrag kann nur für Bescheide aus dem Zeit-
raum der letzten vier Kalenderjahre gestellt werden. Der An-
trag muss noch von Dir unterschrieben werden.

(Dr. Flaschenbier)

"Häusertratsch"
Projektvernetzungsstammtisch Leipzig

Projektvernetzungsstammtisch Leipzig

Projektvernetzungsstammtisch Leipzig

Projektvernetzungsstammtisch Leipzig

Projektvernetzungsstammtisch Leipzig

jeweils 18:00

30. März  LiWi, Stockartstr. 11

27. April  Zolle, Zollschuppenstr. 11
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er Bildung in Deutschland geht es
schlecht. Die Bildungspolitik igno-

riert die Notwendigkeit von freier und
selbstbestimmter Bildung für die geistige
Entwicklung einer Gesellschaft. Und
nicht nur an den Schulen, sondern eben
auch an den Universitäten fehlen die Mit-
tel und der Wille, um qualitativ hochwer-
tige Wissensvermittlung zu organisieren.
Die soziale Selektion des Bildungssystems
wird nicht bekämpft, sondern durch die
geplanten und teilweise schon umgesetz-
ten Studiengebühren weiter verschärft.
Die Kürzung der öffentlichen Mittel und
Ausrichtung auf wirtschaftliche Verwert-
barkeit gestaltete die Bologna-Reform (1),
die einen europäischen Bildungsraum
schaffen soll. Diese sollte den wissen-
schaftlichen Austausch erleichtern, aber
durch eine mangelhafte und überstürzte
Umsetzung sorgte sie für eine Verschulung
des Studiums, brachte hohe Kosten mit
sich und gestaltete das Studiensystem
insgesamt nach ökonomischen Kriterien
um. Dagegen regte sich in ganz Europa
Widerstand, an zahlreichen Universitäten
gab es Aktionen und Besetzungen, so auch
in Leipzig.

Der fulminante Auftakt der Proteste im
Wintersemester 09/10 war am 23. No-
vember die Besetzung des Rektorats, der
durch die zeitgleich in Leipzig stattfinden-
de Hochschulrektorenkonferenz (HRK) (2)
maximale mediale Aufmerksamkeit zuteil
wurde. Geplant war, durch die Blockie-
rung des Rektorats Druck auszuüben, um
die Erfüllung von neun Forderungen (sie-
he Kasten) durchzusetzen, die im Vor-
hinein ausgearbeitet worden waren. Die
Forderungen bezogen sich in erster Linie
auf die Verhältnisse an der Uni Leipzig

und ihr konkret umsetzbarer Inhalt lag
hauptsächlich in der Kompetenz des Rek-
torats.
Während der vorherigen Besetzung, die
eher nach dem Motto „der Weg ist das
Ziel“ verlief, wurde sich Zeit genommen,
um über die eigene Situation und die Ur-
sachen der Probleme (3) zu reflektieren.
Dadurch wurde der Protest allerdings von
außen meist als ziellos wahrgenommen.
Demgegenüber wurde nun versucht, sich
mit konkreten Forderungen an die Verant-
wortlichen zu wenden, um zu verhindern,
dass die Verantwortung einfach auf ande-
re Ebenen abgeschoben werden kann.
Um eine Eskalation, bzw. die sofortige
Räumung zu verhindern, verzichteten die
BesetzerInnen darauf, sich direkt im Büro
des Rektors niederzulassen und bezogen
Stellung im Vorraum, was zur Folge hatte,
dass sie trotz der unmittelbaren Nähe doch
recht wenig störten. Die Arbeit der Rek-
toren und ihrer Sekretärinnen  ging hinter
geschlossenen Türen weiter, die Studieren-
den wurden schlicht ignoriert.
Weitestgehend ignoriert wurde auch die
Demonstration „Keine Stimme ohne uns
– Für eine demokratische Bildungspolitik“,
die am Dienstag, dem 24. November, vor
dem Rektorat startete und mit ca. 5000
Studierenden durch die Innenstadt zog, die
auch mit Bussen aus Mannheim, Frank-
furt, Dresden und anderen Städten gekom-
men waren. Nicht zu ignorieren waren
allerdings die ca. 10 Protestierenden, die
sich Zugang zu der zeitgleich stattfinden-
den abschließenden Pressekonferenz der
HRK verschafften. Dort vertraten sie laut-
stark die Forderungen der Demonstrieren-
den nach mehr Mitbestimmung und ge-
gen den Anspruch der RektorInnen, die
Hochschulen alleine vertreten zu können.
Am Donnerstag, dem vierten Tag der Be-
setzung, änderte sich die Situation, als der
Zugang zu den Räumen des Rektorats
komplett blockiert wurde. Am Mittag
wurde dann die Stellungnahme des Rek-
torats zu den Forderungen bekannt. Wäh-
rend einige Forderungen mehr oder weni-
ger ignoriert wurden, wurde auf andere
positiv eingegangen und geplant, konkre-
te Maßnahmen zu ergreifen. Die Besetzung

hatte also ihr Ziel zumindest teilweise er-
reicht. Am Freitag wurde das Rektorat
dann verlassen. Nach dem Wochenende
traf sich „der Protest“ jedoch nicht wie
ursprünglich geplant in einem besetzten
Hörsaal, sondern in den vom Rektorat
überlassenen Räumen: dem ehemaligen
Sitz des studentischen Radio Mephisto.
Die Räume waren einerseits legal und
dadurch nicht so kraftraubend, anderer-
seits eröffneten sie auch keine Perspekti-
ve, denn die Nutzung war auf zwei Wo-
chen beschränkt. Durch diese Maßnah-
me der Befriedung wurde es viel ruhiger,
– um nicht zu sagen still – um den Pro-
test, zumindest in der Wahrnehmung von
außen. Die Arbeitskreise arbeiteten wei-
ter, autonomer und dadurch auch dyna-
mischer, allerdings auch personell ausge-
dünnt, da der Status der Duldung und
die Arbeit im Hintergrund wohl nicht
mehr so faszinierend waren wie eine span-
nende Besetzung. Unter anderem wurde
an der Vorbereitung der studentischen
Vollversammlung (VV) gearbeitet, die
dann am 14. Januar bei eisiger Kälte im
Innenhof des Innenstadt-Campus statt-
fand. Außer der Verabschiedung neuer
Forderungen (4) und dem Beschluss, zu
Beginn des nächsten Semester eine wei-
tere VV abzuhalten, brachte die VV kei-
nen neuen Schwung. Die ca. 600 Besu-
cherInnen waren leider nicht für weite-
res konkretes Vorgehen mobilisierbar.
Auch kam es nicht zu einer neuerlichen
Besetzung, da wiederum befristete
Alternativräume gewährt wurden. Dies-
mal in der Jahnallee, deren Entfernung
vom Campus auch ein Grund für die
mangelnde BesucherInnenzahl darstellen
könnte. Dort wurde also im kleinen Kreis
weitergearbeitet und unter anderem ein
Vernetzungstreffen der Protestgruppen
aus Jena, Halle, Merseburg und Dresden
abgehalten. Im nächsten Semester soll es
dann weitergehen, geplant ist ein selbst-
verwaltetes „Studierenden-Café“ auf dem
Campus Augustusplatz. Dieses soll als
eine politische Alternative zu den Cafe-
terien dienen und die Möglichkeit zu
kritischer Reflexion beim gemütlichen
Kaffee geben.

Widerstand an der Uni Leipzig
D

RektoratsbesetzungRektoratsbesetzungRektoratsbesetzungRektoratsbesetzungRektoratsbesetzung
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Der Protest ist also noch nicht ganz abge-
ebbt, durch eine kleine Anzahl Unermüd-
licher artikuliert sich die Unzufriedenheit
vieler. Unter anderem gehört dazu auch
die Bildungsstreik-Gruppe (5), eine bun-
desweite Initative, die sich auch um die
Vernetzung mit SchülerInnen und „dem
Rest“ der Gesellschaft bemüht. Das sich
angesichts der massiven Probleme, euro-
paweit und an der Uni Leipzig, nur eine
handvoll Menschen auch wirklich enga-
giert, ist allerdings nicht nur ein Problem
der Trägheit der Masse. Schon die Beset-
zung von 5 Räumen des neuen Seminarge-
bäudes im Sommersemester 2009 sorgte
durch endlose Diskussionen in überfrach-
teten Plena für viel Frust. Durch die Ent-
scheidungsfindung im zentralisierten Ple-
num entstanden langwierige Diskussio-
nen, die sich durch eigentlich ordnende
Elemente wie Anträge noch künstlich ver-
längerten. Dies führte dazu, dass trotz des
Willens zum Konsens, faktisch oft durch
Abstimmungen entschieden wurde. Die-
ses Problem spitzte sich bei der Rektorats-
besetzung durch den Druck der direkten
„illegalen“ Aktion extrem zu. Dadurch
wurde der Besuch der Plena eher zu ei-
nem ermüdenden als energetisierenden
Erlebnis, was natürlich extrem abschre-

ckend wirkte. In der Mitte der Besetzung
war dann die Frustrationsgrenze erreicht,
was dazu führte, dass Entscheidungsbefug-
nisse in die jeweiligen Arbeitskreise, die zu
speziellen Problemstellungen arbeiteten,
abgegeben wurden. Damit konnte nicht
nur das Plenum endlich flüssiger und dyna-
mischer ablaufen, sondern auch die Ar-
beitskreise gewannen an Attraktivität, da
sie nicht mehr nur dem Plenum zuarbei-
teten, sondern selbst Entscheidungen tref-
fen konnten.
In diesem Sinn gab es eine interne Weiter-
entwicklung die sich hoffentlich fortsetzen
wird. Mit einem „Protest-Café“ würde
endlich eine notwendige räumliche Basis
geschaffen werden, die hoffentlich nicht
zum Selbstzweck werden wird. Auch an-
dere Projekte wie die erfolgreiche Veran-
staltungsreihe „Kritik.Los!“ und verschie-
dene kleinere kritische Seminare, sind lo-
kale Früchte der StudentInnenbewegung.
Auch sind vielversprechende Ansätze von
studentischer Organisierung entstanden,
vor allem an kleinen
Fakultäten, wie zum
Beispiel bei den
EthnologInnen.
Insgesamt passiert
also durchaus einiges
abseits vom „Kern-
protest“. Ob die Be-

wegung insgesamt eine emanzipatorische
Entwicklung annehmen kann, ist ange-
sichts der meist reformistischen For-
derungen sehr fraglich. Vielen protestie-
renden Studierenden geht es wohl mehr
um den Erhalt des Status Quo, als um
einen Widerstand gegen die kapitalisti-
schen Zumutungen, die eben auch vor
den Universitäten nicht halt machen.

Der Blog der aktuell Protestierenden:
unile.blogsport.de
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Eine BilanzEine BilanzEine BilanzEine BilanzEine Bilanz

Das Rektorat antwortete überwiegend
positiv. Jedoch wurde durch Formulie-
rungen wie „nach Möglichkeit“ und „bei
Fehlentwicklungen Abhilfe schaffen“
versucht, Probleme zu Ausnahmefällen
umzuinterpretieren und auf aktuell schon
stattfindende Prozesse verwiesen, die Lö-
sungen bringen sollen. Ganz allgemein
„begrüßt [das Rektorat] studentisches
Engagement, das zur Problemlösung bei-
trägt“, ist aber anscheinend nicht dazu
bereit Fehlentscheidungen einzugestehen
und bestehende Probleme konkret als sol-
che zu benennen.

Die Forderungen und die komplette Antwort
des Rektorats unter:
http://unile.blogsport.de/allgemeines/.

Das Rektorat antworteteDas Rektorat antworteteDas Rektorat antworteteDas Rektorat antworteteDas Rektorat antwortete
Die BesetzerInnen fordertenDie BesetzerInnen fordertenDie BesetzerInnen fordertenDie BesetzerInnen fordertenDie BesetzerInnen forderten

Keine allgemeinen und/oder versteckten Studiengebühren.
Umfassender Bestandsschutz für die auslaufenden Studiengänge.
Garantie für die Studierbarkeit der neuen Studiengänge (Studierbarkeit des Wahl-
bereichs und Möglichkeit eines Nebenfaches mit Abschluss für alle Studierenden).
Bereitstellung selbst verwalteter studentischer Räume.
Reduzierung der Prüfungslast, Abschaffung von Multiple-Choice-Klausuren, Verbot
von Anwesenheitskontrollen.
Erhalt und Ausbau der “kleinen Fächer” zur Wahrung der Fächervielfalt.
Umgehende Besetzung aller Lehrstühle.
Ein/e studentische/r Konsul/in als studentische Vertretung mit Antrags- und Rede-
recht im Rektorat und Hochschulrat, der/die bei allen Sitzungen anwesend sein muss.
Einstellung der HRK-Finanzierung von Seiten der Universität.

1.
2.
3.

4.
5.

6.
7.
8.

9.

Wir fordern vom Rektorat eine sofortige, schriftliche Positionierung und eine umge-
hende Umsetzung der Forderungen! Bereits mehrmals hat sich das Rektorat
undemokratisch verhalten, leere Zusagen gemacht und auch die Beschlüsse des Senats
ignoriert. Sollte das Rektorat den Forderungen seiner Studierenden nicht nachkom-
men, verlangen wir dessen Rücktritt.

(1) Darstellung der Reform und Kritik daran:
http://wiki.bildungsserver.de/index.php/Bolo-
gna-Prozess
(2) Bundesweites regelmässiges Treffen aller
HochschulrektorInnen. Sie versteht sich als
Sprachrohr aller Hochschulen, befürwortet
Studiengebühren, die elitäre Exzellenz-
initiative und die Bologna-Reformen. Siehe
http://bildungspolitik.bplaced.net/bildungs-
streik-herbst-09/aktionen/hochschulrektoren-
konferenz/
(3) Alles vom und über den damaligen Pro-
test unter http://protesttage.blogspot.com
(4) zu finden unter www.stura.uni-leipzig.de
(5) http://bildungsstreik.tumblr.com

konne
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er erinnert sich nicht noch an die
Begeisterungsstürme der Presse und

die Lobeshymnen zahlloser PolitikerIn-
nen, damals 2003, als der Verein Haus-
Halten die Bühne der Leipziger Stadt-
entwicklung betrat und dem Abriss archi-
tektonischer Kernsubstanzen ein ausgefeil-
tes Alternativkonzept entgegenstellte: Die
Wächterhäuser. Zielsicher und gut vorbe-
reitet stieß der Verein damit in eine
Servicelücke des städtischen Immobilien-
marktes vor: Die Interessensvermittlung
von säumigen Hausbesitzern und kom-
munalen Stadtplanern. Kontaktvermitt-
lung, Hilfe bei der Konzeptionierung, bil-
lige Baugutachten für die einen, Ansprech-
partner für die Verkehrspflichten und Be-
standssicherung für die anderen. Attrak-
tivere Stadtviertel hier, profitablere Ren-
ten dort – ein wahres Aufwertungs-
märchen. HausHalten hatte hierfür ein
zweigeteiltes Vertragsmodell entwickelt,
bei welchem der Eigentümer eines be-
standsgefährdeten aber architektonisch
wertvollen Hauses im ersten Schritt Teile
seiner Besitzrechte für einen modellierten
Zeitraum von fünf Jahren an den Verein
überträgt, worauf dieser im zweiten Schritt
gegenüber Dritten als Quasi-Vermieter
auftreten kann. Hier nun kommen die
„Wächter“ ins Spiel, die Knechte des
Wunders von der Stadtteilaufwertung
sozusagen, die „Pioniere“, fachmännisch

gesprochen. Ihnen bietet der Verein
Räumlichkeiten in den betreffenden Häu-
sern zur Nutzung an. Die Nutzungsver-
einbarung umfasst neben der Mitglied-
schaft im Verein und dem damit einher-
gehenden Mitgliedsbeitrag auch eine Be-
triebskostenumlage vom ursprünglichen
Besitzer auf die „Wächter“. Der Verein
unterstützt die NutzerInnen im Gegen-
zug bei Eigenleistungen und durch Infra-
struktur. Im Grunde kann man diese dop-
pelte Vertragsstruktur, die durch die ver-
mittelnde Position des Vereins zwischen
Vermieter (Besitzer) und Mieter („Wäch-
ter“) entsteht, als Ersatz für einen ordent-
lichen Mietvertrag verstehen. So wirbt
dann auch HausHalten mit der Utopie,
irgendwann als Vermittler überflüssig zu
werden, wenn sich herkömmliche Miet-
verhältnisse einstellen würden. Bisher gilt
allerdings lediglich das Wächterhaus in der
Kuhturmstraße als „entlassen“.
Schauen wir kurz auf die Vor- und Nach-
teile der beteiligten Interessensgruppen:
Da haben wir auf der einen Seite den Be-
sitzer eines „bedrohten“ Hauses, einer Im-
mobilie also, die aus dem Markt „heraus-
gefallen“ ist, sodass sich selbst bestands-
sichernde Investitionen derzeit nicht loh-
nen. Er profitiert vom Engagement des
Vereins und seinen Wächtern insofern,
wie sein Kostensockel minimiert wird und
damit sein unternehmerisches Risiko wei-
terer Investitionen in das Haus sinkt. Ein-
ziger Nachteil: Um ein Minimum an Kos-
ten für Warm- und Wasseranschlüsse,
Grundsicherung und Verkehrspflichten
kommt er nicht herum. Auf der anderen
Seite stehen die „Wächter“, also Vereine,
NutzerInnen-Gruppen und Einzelperso-
nen, die nach günstigen Räumlichkeiten
suchen. Ihnen kann der Verein insoweit
entgegenkommen, wie er über vergleichs-
weise moderate Mitgliedsbeiträge, die Be-
triebkosten und einen hohen Anteil an

Eigenleistungen eine Quasi-Miete kom-
biniert, die weit unter dem lokalen Miet-
spiegel liegt. Zwei Nachteile ergeben sich
hier: Der Mietschutz eines ordentlichen
Mietvertrages gilt nur teilweise. Die Nut-
zungsvereinbarungen können trotzdem
innerhalb der üblichen Frist von drei Mo-
naten jederzeit aufgekündigt werden. Des-
weiteren sind die Häuser und einige
Räumlichkeiten oft in schlechtem Zu-
stand und nur teilweise nutzbar. Bleibt
noch die Interessenpartei der kommuna-
len StadtplanerInnen. Ihnen bietet der
Verein einmal den Kontakt zum Besitzer
eines bestandsgefährdeten Hauses und da-
mit einen Ansprechpartner in Sachen Ver-
kehrspflichten, dann die Infrastruktur des
Vereins für verlässliche Informationen
über die betreffende Immobilie und
schließlich den vorübergehenden bis per-
manenten Erhalt architektonisch wertvol-
ler Bausubstanzen im Stadtkern. Ein
Nachteil erwächst der Stadtverwaltung da-
gegen höchstens daraus, dass der Verein
HausHalten für seine Arbeit auch auf kom-
munale Fördermittel angewiesen ist.
Soweit so gut, möchte man meinen. Im
besten Falle gelingt es dem Verein über
sein Modell, eine vom Markt abgekoppel-
te Immobilie in denselben zurückzufüh-
ren und damit vor dem Abriss zu bewah-
ren. Es etabliert sich ein normales Miet-
verhältnis, die „Pioniere“ bleiben oder
gehen und das Haus wird wieder Teil der
typischen städtischen Immobilien-Speku-
lation – eine ganz bürgerliche Erfolgs-
geschichte also. Kritisch wird die Sache
erst, darauf hatte der einleitende Artikel
im FA!#29 schon hingewiesen, wenn der
Verein nun behauptet, sein Wächterhaus-
Modell würde nicht nur zur rein ökono-
mischen Aufwertung von Stadtteilen tau-
gen, also zu steigenden Mieten und
Grundstücksrenten führen, sondern da-
rüber hinaus so etwas wie „soziale Stadt-

WÄCHTERHÄUSER:
Viel Lärm und wenig Wirkung
Der/die aufmerksame Leser/in wird es wissen, der Feierabend! hat sich schon länger mit dem
Verein HausHalten und seinen Wächterhäusern beschäftigt. Ja, fast schon zählt die Rubrik
zum Inventar. Zeit, den angesammelten Staub aufzuwirbeln und die investigativen Recher-
chen der letzten zwei Jahre mit der theoretischen Basis abzugleichen, die der einführende
Artikel „WÄCHTERHÄUSER- Ist Lindenau denn noch zu retten?“ im FA!#29 damals setz-
te. Eine Zwischenbilanz also, angesichts der noch ausstehenden Wächterhaus-Portraits? Naja,
nicht ganz, denn eine erneute Zusammenschau und Beurteilung des Wächterhaus-Konzeptes
ist nicht geplant. Stattdessen soll die Wächterhaus-Reihe in Zukunft langsam austrudeln bzw.
übergehen in die neu fokussierte Rubrik „Unter der Lupe“. Aber soweit ist es noch nicht ...

HausHalten e.V.HausHalten e.V.HausHalten e.V.HausHalten e.V.HausHalten e.V. - eine - eine - eine - eine - eine
typisch bürgerlichetypisch bürgerlichetypisch bürgerlichetypisch bürgerlichetypisch bürgerliche

ErfolgsgeschichteErfolgsgeschichteErfolgsgeschichteErfolgsgeschichteErfolgsgeschichte
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entwicklung“ forcieren. Zwar ist es rich-
tig, dass der Verein über die günstigen
Konditionen NutzerInnen in Stadtviertel
zieht, die sich ansonsten dort wahrschein-
lich nicht einquartieren würden. Ob die-
se „Wächter“ jedoch mehr als die „Pio-
niere“ der ökonomischen Stadtteilaufwer-
tung, nämlich Akteure einer nachhaltigen
sozialen Stadtentwicklung sind, steht doch
erheblich in Zweifel. Zumindest scheint
HausHalten geflissentlich auszublenden,
dass ein Widerspruch zwischen steigenden
Renten bzw. Mieten und sozialer Entwick-
lung der Quartiere besteht. Es fällt jeden-
falls schwer, die durch steigende Mieten
ausgelösten Verdrängungsprozesse ein-
kommensschwächerer Bevölkerungs-
schichten aus ihren angestammten Vier-
teln – wie man sie bspw. bereits in den
1980ern an der Lower East Side in New
York oder in den letzten Jahren in den
Berliner Stadtteilen Friedrichshain und
Prenzlauer Berg beobachten konnte – als
„sozial“ umzudeuten. Außerdem scheint
der Verein die Aufklärung darüber zu ver-
nachlässigen, dass die „Pioniere“ oftmals
zu den ersten Verdrängungsopfern zählen,
die ihre Quartiere verlassen müssen und
in andere Stadtteile abgedrängt werden.
Die Gentrifizierungstheorie lässt grüßen.
Im Grunde ist das ganze Wächterhaus-
Modell zu kurz gedacht, denn das positi-
ve Engagement der „Wächter“ durch
mehr kulturelle und soziale Angebote für
ein Viertel erreicht unter dem Eindruck
ständiger Kündbarkeit und permanenter
Verdrängungssorgen nicht die Qualität
langfristig stabiler sozialer Institutionen.
Im Gegenteil, eine durch Wächterhäuser
ausgelöste Aufwertung eines ganzen Vier-
tels bedroht auf lange Sicht sogar bereits
bestehende soziale Einrichtungen, indem
sie ihre Akteure verdrängt. Nur „bunte“
und „kreative“ Leute in einem Viertel zu
platzieren und dann einfach das Beste zu
hoffen, greift hier doch in gefährlicher
Weise zu kurz.

Während der Recherchen in den letzten
Jahren hat der Feierabend! deshalb immer
wieder die Augen offen gehalten und be-
obachtet, nach welchen Kriterien Haus-

Halten die Nut-
zerInnen-

Kollektive der einzelnen Häuser auswählt
und intern organisiert. Dabei fiel auf, dass
der Verein zwar hinsichtlich alternativer
Nutzungskonzepte weitestgehend offen
und flexibel ist, beinahe nach dem Mot-
to: Hauptsache das Haus ist voll!, darüber
hinaus aber eine umfassende Beliebigkeit
bei der Wahl potentieller NutzerInnen
vorherrscht, die höchstens nach rechts
außen implizit begrenzt wird. In Bezug auf
die interne Organisation der Häuser sind
die „Wächter“ größtenteils sich selbst
überlassen. Selbst die minimale Struktur
der Benennung eines/r Haussprecher/in
als Ansprechpartner/in für den Verein ist
oftmals nur eine formale Hülle. Erschwert
werden positive Organisationsprozesse
zudem durch den Umstand, dass Haus-
Halten sich vorbehält, die einzelnen Nut-
zerInnen-Kollektive zusammenzustellen
und so Leute zusammengewürfelt werden,
die letztlich vielleicht gar nicht miteinan-
der können. Desweiteren sind durch die
gedoppelte Bevormundung seitens des
Besitzers und des Vereins einer gemein-
schaftlichen Vision größerer Hausprojekte
enge Grenzen gesetzt. Zusammengenom-
men ergibt sich so das tröge Bild her-
kömmlicher Zweckgemeinschaften in den
üblichen Mietskasernen, das allenfalls
durch einige hauptsächlich kulturell ge-
prägte Initiativen sporadisch aufgehellt
wird. Auch die Wirkung auf die unmit-
telbaren Nachbarschaftsquartiere be-
schränkt sich meistens auf die ganz nor-
malen Probleme rund um die leidige
Lärmbelästigung und einige Sicherungs-
pflichten an den Häusern. Von einigen
wenigen positiven Ausnahmen abgesehen,
ist das Wächterhaus-Modell in Sachen
sozialer Stadtentwicklung also wenig er-
folgreich.

Für eine progressive Weiterentwicklung
des Modells fehlen hier einfach die Kon-
zepte. Außerdem ist in dieser Hinsicht ge-
rade die Ausrichtung auf die Rückführung
des Hauses in das Spiel der gewöhnlichen
Immobilienspekulation äußerst problema-
tisch. Das Besitzverhältnis soll ja nicht ge-
lockert oder verschoben, sondern gegen-
teilig stabilisiert werden. Ein ferner Haus-

besitzer könn-

te gegen die Auszahlung eines kleinen
Eigenleistungsanteils immer noch und
jederzeit in der Frist von drei Monaten ei-
nen Auszug der „Wächter“ erwirken und
das Wächterhaus bspw. abreissen lassen
oder einfach weiterverkaufen. Auf dieser
prekären Besitzlage lässt sich einfach kei-
ne über eine ökonomische Aufwertung hi-
nausgehende „soziale Stadtentwicklung“
projektieren. Hierzu müsste man eher
über Konzepte zur Besitzüberführung
oder zu verstärkten Nutzungsrechten
nachdenken. Aber auch das Eigenengage-
ment der NutzerInnen wurde in der ur-
sprünglichen Modellierung überschätzt.
Es besteht eben ein sachlicher Unterschied
zwischen Sich-Selbst-Überlassen-Sein und
Selbstorganisation. Mehr Hilfe zur Selbst-
hilfe wäre hier dringend von Nöten. Das
fängt schon damit an, dass man im Vor-
feld eines Hausbezuges stärker sondieren
sollte, inwieweit einzelne Parteien über-
haupt zueinander passen und inwiefern
sich einzelne Projektziele potentieller Nut-
zerInnen wirkungsvoll ergänzen. Und das
setzt sich bei Fragen der hausinternen
bzw. hausübergreifenden Kommunikati-
on und Vernetzung bishin zur Koordina-
tion einer ineinandergreifenden Öffent-
lichkeitsarbeit fort.
Hier hat das Wächterhaus-Modell des
HausHalten e.V. doch erheblichen Nach-
holbedarf, wenn der Verein neben der
Bestandsicherung architektonisch wert-
voller Gebäude es weiterhin zu seinen Zie-
len zählen will, auch eine „soziale Stadt-
entwicklung“ zu befördern, die diese Be-
zeichnung verdient. Ob nun gewollt oder
nicht, der vom Verein temporär und pre-
kär geöffnete Freiraum hat es in den ver-
gangenen Jahren zumindest einigen Nut-
zerInnengruppen gestattet, sich vielfältig
auszuprobieren. Diese Möglichkeit zum
Experimentieren muss man dem Bemü-
hen des Vereins schon positiv anrechnen.
Und es gibt doch aktuell beachtliche Ini-
tiativen in Leipzig, auf eigene Faust zu
Immobilien zu gelangen, die eine langfris-
tige Perspektive bieten und damit die Vor-
aussetzung für eine nachhaltige soziale
Stadtentwicklung, wenn diese Häuser der
Marktspekulation entzogen werden. Mit
Einschränkungen hat HausHalten diesen
Pioniergeist mitbefördert. Aber zu guter
Letzt steht doch die Einsicht, dass das
Häuser besetzen und besitzen allemal bes-
ser ist, als die Häuser für eine gänzlich un-
bestimmte Zukunft nur „warm“ zu hal-
ten. Squat the world!

(clov)

Hinterhof-BanalitätenHinterhof-BanalitätenHinterhof-BanalitätenHinterhof-BanalitätenHinterhof-Banalitäten

Zu guter LetztZu guter LetztZu guter LetztZu guter LetztZu guter Letzt
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In der unmittelbaren Nachwendezeit
schien in der Hausbesetzer_innenszene,

die sich vor allem in Leipzig-Connewitz
konzentrierte, noch weitgehende Harmo-
nie zu herrschen. Die städtischen Behör-
den versuchten, die um Legalität bemüh-
ten, im Verein Connewitzer Alternative
organisierten „Instandbesetzer_innen“ in
die eigenen Stadtentwicklungskonzepte
einzubinden. Und auch die eher autonom-
staatsferne, durch Punk und Hardcore so-
zialisierte Fraktion hatte von der in dieser
Übergangsphase ohnehin überforderten
Staatsmacht wenig zu befürchten. Die Be-
drohung durch Neonazis war zwar allge-
genwärtig, sorgte aber auch dafür, dass
man sich nach innen umso enger zusam-
menschloß. Die internen Widersprüche
der „Szene“ wurden da nur zu leicht über-
sehen. Im November 1992 brachen sie
dafür um so heftiger auf.

Als Katalysator fungierte dabei eine Grup-
pe von etwa einem Dutzend Teenagern
zwischen 14 und 18 Jahren, die wegen
ihrer Vorliebe für Autorennen mit gestoh-
lenen Wagen die „Crashkids“ genannt
wurden. Diese Clique hatte ursprünglich
ein Haus in der Innenstadt besetzt, nach
einem Neonaziüberfall zogen sie aber nach
Connewitz um. Die „Crashkids“ waren
Auslöser der Straßenschlacht in der Nacht
vom 27. zum 28. November 1992, die
einen wichtigen Wendepunkt für die
Connewitzer Szene bedeutete.
Viele Details lassen sich dabei nur noch
schwer rekonstruieren. Alles begann wohl
damit, dass die „Crashkids“, nachdem sie
im Pulk randalierend durch die Straßen
gezogen waren, Ärger mit der Polizei be-
kamen. Sie holten Hilfe aus dem Zoro, wo
eines Konzerts wegen gerade viele Leute
vor Ort waren. Zur Eskalation kam es
schließlich, als ein Jugendlicher von einer
Polizistin angeschossen wurde. Dem zwei-
felhaft erscheinenden Polizeibericht zu-
folge waren die Beamten von einer ca. 30
Mann starken Gruppe mit Steinen und
Molotow-Cocktails angegriffen worden.

Die Polizistin hätte daraufhin zwei Warn-
schüsse abgegeben und einen der Angrei-
fer in die Hüfte getroffen.
Die Nachricht von den vermeintlichen
Todesschüsse verbreitete sich in Windes-
eile. An vielen Orten wurden Barrikaden
errichtet, bis in die frühen Morgenstun-
den lieferten sich die Hausbesetzer_innen
Scharmützel mit den Beamten. Am Ende
der Nacht waren zwischen 200 und 400
Polizisten im Einsatz, um die Lage wieder
unter Kontrolle zu bringen. Ihnen stan-
den ca. 1-200 „Autonome“ gegenüber.
Die LVZ meldete 38 Verletzte, davon 24
Polizisten. Auch dieses Zahlenverhältnis
wirkt nicht ganz glaubwürdig, denn auch
die Polizei ging mit großer Härte vor, z.B.
als sie im Laufe der Auseinandersetzun-
gen das Zoro stürmte. Augenzeug_innen
berichten, dass es dabei zu gezielten Miss-
handlungen der Gäste kam.
In der Hausbesetzer_innenszene kursier-
ten nach der Straßenschlacht Gerüchte,
die Polizei hätte es gezielt auf eine Eskala-
tion angelegt. So seien auffällig rasch
Hundertschaften als Verstärkung aus an-
deren Städten herbeigeordert worden.
Diese Gerüchte sind wohl eher als Indiz
für die aufgewühlte Stimmung nach den
Ereignissen zu sehen. Andererseits ist die
Existenz von Verschwörungstheorien noch
kein Beweis dafür, dass es keine Verschwö-
rung gab. Auch in diesem Fall gilt: Nichts
genaues weiß man nicht.

Die Straßenschlacht rückte die Conne-
witzer Szene schlagartig in den Mittel-
punkt des Interesses. Die LVZ übte sich
in ihrem Kommentar in Ausgewogenheit:
„Es spricht gegen die Connewitzer Alter-
nativen, daß ihnen ein von einer Polizei-
kugel getroffener junger Mensch genügt,
gleich einen Straßenkampf zu beginnen.
Es spricht aber auch gegen die Polizei, mit
einem sogenannten `Warnschuss` über-
haupt jemanden zu treffen“ (LVZ, 30. 11.
92). Womöglich wäre die Parteinahme
eindeutiger ausgefallen, wenn bei den
Ausschreitungen nicht auch ein LVZ-Re-

porter von der Polizei zusammengeschla-
gen worden wäre: Er hatte Beamte dabei
fotografiert, wie sie auf einen am Boden
liegenden Hausbesetzer einprügelten.
Auch die in der LVZ zitierten Bürger-
stimmen zeigten eine gespaltene Stim-
mung: Während manche hartes Durch-
greifen forderten („Am besten alle alten
Häuser hier abreißen, dann gibt es nichts
mehr zu besetzen“), bekundeten andere
ihre Sympathie für die „Autonomen“.
Hinzu kamen diverse abwägende, zwi-
schen „guten“ und „bösen“ Besetzer-
_innen trennende Äußerungen.
Eine weitere Folge der Straßenschlacht
war die Gründung eines maßgeblich von
örtlichen Geschäftsleuten getragenen Bür-
gerverein. Hauptakteur war dabei der
Hotelbesitzer Frithjof Schilling, der in den
folgenden Jahren einen wahren Kleinkrieg
gegen die Connewitzer Szene führte. Ers-
te Amtshandlung des Vereins war ein Of-
fener Brief an den Oberbürgermeister, in
dem erklärt wurde, die Einwohner_innen
und Gewerbetreibenden in Connewitz
seien nicht daran interessiert, mit „Chao-
ten und Kriminellen“ zusammen zu leben
(LVZ, 19./20.12.92). Mit ähnlichen Brie-
fen sollte Schilling auch künftig allen Ver-
antwortlichen vom Stadtrat bis zur Lan-
desregierung auf die Nerven gehen.
Unterdessen war auch die Stadtverwaltung
nicht untätig. In der am 30.11.92 statt-
findenden Krisensitzung des Stadtrats kris-
tallisierte sich rasch die künftige „Leipziger
Linie“ heraus. Oberbürgermeister Hinrich
Lehmann-Grube brachte das Konzept in
der LVZ vom 17.12.92 so auf den Punkt:
„Mit friedfertigen Hausbesetzern schließt
die Stadt Verträge ab, ein kriminelles
Umfeld werden wir aber nicht dulden.“
Und weiter: „Wir unternehmen alles Not-
wendige, damit Connewitz nicht zum
Zentrum alternativen Wohnens wird.“
Es ging also darum, eine Trennung von
„gutwilligen“ Hausbesetzer_innen und
„Gewalttätern“ zu erreichen. Dazu wur-
den zunächst einmal die Verhandlungen
mit den in der Connewitzer Alternative
organisierten Besetzer_innen forciert.

Leipzig schwarz-rot (Teil 2)
Ein Rückblick auf 20 Jahre autonome Linke in LeipzigEin Rückblick auf 20 Jahre autonome Linke in LeipzigEin Rückblick auf 20 Jahre autonome Linke in LeipzigEin Rückblick auf 20 Jahre autonome Linke in LeipzigEin Rückblick auf 20 Jahre autonome Linke in Leipzig

Eskalation

Leipziger Linienziehungen
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Schon eine Woche später konnte Holger
Tschense (damals Leiter des Amts für
Wohnungswesen) erste Erfolge melden:
„Sechs weitere Häuser haben die ihnen
angebotenen Mietverträge (...) akzep-
tiert“. Entsprechend der Doppelstrategie
der Stadt enthielten die Mietverträge eine
Klausel, die die Bewohner_innen der
Häuser verpflichtete, für die „Gewährleis-
tung der öffentlichen Ordnung und Si-
cherheit“ Sorge zu tragen – ansonsten
drohte fristlose Kündigung. Um Neu-
besetzungen zu verhindern, wurde ab Ja-
nuar 1993 damit begonnen, die Eingän-
ge noch leerstehender Häuser in Conne-
witz zu vermauern. Illegal besetzte Häu-
ser sollten künftig sofort geräumt werden.
Polizei und Staatsanwaltschaft reagierten
derweil auf ihre Weise. Drei Staatsanwäl-
te wurden in den Wochen nach der Stra-
ßenschlacht für die Ermittlungen abkom-
mandiert. Die Szene reagierte auf diese
Entwicklungen u.a. mit der Gründung des
Koordinierungsgruppenbüros (KGB), das
für die Antirepressionsarbeit zuständig
war.
Und auch auf Landesebene interessierte
mensch sich für Connewitz. So wurde im
Dezember 1992 eine interne „Arbeits-
gruppe Connewitz“ im sächsischen
Regierungspräsidium gebildet. Diese aus
Leuten des Landeskriminalamts, der
Landespolizeidirektion und der Staatsan-
waltschaft bestehende „Expertenrunde“
machte sich für ein hartes Vorgehen ge-
gen die Connewitzer Hausbesetzerszene
stark. Wohl auch aus parteipolitischen
Erwägungen heraus: Die CDU-Landesre-
gierung glaubte wohl, im SPD-regierten
Leipzig mit „law and order“-Parolen
punkten zu können (LVZ, 23.8.1993).

Nur einen knappen Monat später sorgte
ein weiteres Ereignis für Aufsehen: die
Ermordung von Steffen Thüm (genannt
Thümi) in der Nacht zum 23. Dezember
1992. Auch dabei spielte die Clique der
„Crashkids“ eine eher unrühmliche Rol-
le. Ein Autodiebstahl brachte den Stein
ins Rollen. Beim Besitzer des Wagens han-
delte es sich, wie die Polizei rasch ermit-
teln konnte, um einen an der Leipziger
Uniklinik beschäftigten Arzt. Dieser hat-

te sich wegen des Autodiebstahls hilfesu-
chend an den Freund seiner Tochter ge-
wandt, der gute Kontakte im kriminellen
Milieu hatte. So kam es, dass in dieser
Nacht eine Gruppe von etwa 15, laut LVZ
mutmaßlich der Zuhälterszene zugehöri-
gen Leuten zunächst in der Dürerstraße
auftauchte, wo der gestohlene Wagen
stand. Nachdem sie einen Hausbesetzer
gekidnappt und in den Kofferraum ge-
sperrt hatten, fuhr die Gruppe weiter in
die Leopoldstraße, um dort einige der
mutmaßlichen Autodiebe zu stellen. Auf
den deswegen ausgelösten Alarm hin woll-
te Steffen Thüm (in der Annahme, es han-
dele sich um einen der zu dieser Zeit üb-
lichen Naziangriffe) mit einigen anderen
Menschen zu Hilfe kommen. Die Angrei-
fer flüchteten mit einem Auto, wobei sie
mit einem Schnellfeuergewehr (!) aus dem
Seitenfenster schossen. Steffen Thüm
wurde dabei getroffen, er starb einige
Stunden später an seinen Verletzungen.
Warum es zu diesem Zeitpunkt der Er-
eignisse zu einer solchen Eskalation kam,
lässt sich heute nicht mehr klären. Die
LVZ kolportierte Gerüchte, denen zufolge
möglicherweise eine größere Menge an
Drogen im Kofferraum des gestohlenen
Wagens versteckt war. Die Autodiebe hät-
ten das Paket gefunden und bei Seite ge-
schafft. Die Angreifer hätten damit ein
konkretes Eigeninteresse bei der ganzen
Angelegenheit gehabt. Aber das bleibt
Spekulation. Das 1994 eröffnete Gerichts-
verfahren gegen die drei Hauptverdäch-
tigen verlief schließlich im Sande.
Die Connewitzer Alternativen hatten sich
schon nach der Straßenschlacht um eine
Distanzierung von den kriminellen
„Crashkids“ bemüht. Der Mord an Steffen
Thüm brachte das Fass nun zum Über-
laufen: Auf einem kurz nach dem Mord
einberufenen Plenum wur-
de beschlossen, selbst ak-
tiv gegen die Auto-
diebe vorzugehen,
sie also aus dem
Viertel zu vertrei-
ben. Das führte
immerhin dazu,
dass sich die Cli-
que zerschlug und
auf verschiedene

Häuser verteilte.
Die Straßenschlacht und der Mord an
„Thümi“ machten auch die internen Wi-
dersprüche der „Szene“ sichtbar. Je nach-
dem konnten sich mit den Hausbesetzun-
gen schließlich ganz unterschiedliche Ziel-
setzungen verbinden – für die einen nur
ein Mittel an billigen Wohnraum zu kom-
men, für die anderen ein politischer Akt,
ein bewusster Angriff auf die geltende
Eigentumsordnung. Daraus folgten je
nachdem auch ganz unterschiedliche Stra-
tegien z.B. beim Umgang mit der Staats-
macht. Jetzt kam es zu einer stärkeren
Polarisierung zwischen „Pazifisten“ und
„Militanten“, Alternativen und Autono-
men. Während für die einen die Straßen-
schlacht den „Mythos Connewitz“, die
Überzeugung von der eigenen Militanz
und Schlagkraft begründete, verstärkten
die anderen die Kooperation mit den Be-
hörden und bemühten sich um ein sau-
beres Image.
Trotz aller Diskrepanzen innerhalb der
„Szene“ ging die von den Behörden ver-
folgte Strategie der Spaltung aber nicht
ganz auf. Die „Leipziger Linie“ brachte
nämlich auch für die um Legalität bemüh-
ten Projekte Probleme mit sich. Schuld
daran war die städtische Dezentrali-
sierungspolitik. Der „Hausbesetzungs-
Ballungsraum Connewitz“ sollte aufge-
löst, die einzelnen Projekte auf andere Ge-
genden der Stadt verteilt werden. Die Be-
setzer_innen mussten also zu Recht um
den Erhalt ihrer Häuser bangen. Mehr
oder weniger notgedrungen raufte mensch
sich also immer wieder zusammen. Aber
dazu mehr im nächsten Heft...

justus

Zerwürfnisse
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(...) Dieses Interesse macht schon der
erste Satz des Ende Oktober

2009 vorgelegten Entwurfs (1) klar: Die
Handlungsspielräume für „Extremisten in
Sachsen“ sollen deutlich beschränkt wer-
den. Schließlich sei es in den vergangenen
Jahren „zu erheblichen Störungen der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung durch
Versammlungen von Rechtsextremisten
und Gegendemonstrationen von Linksex-
tremisten“ gekommen. Das Gesetz rich-
tet sich explizit gegen die Teile des politi-
schen Spektrums, die der Landesregierung
nicht in den Kram passen. Mit inhaltli-
chen Differenzierungen zwischen „links“
und „rechts“ hält sich die Regierungs-
koalition dabei nicht groß auf.
Das geplante neue Versammlungsgesetz
soll eine rechtliche Grundlage für De-
monstrationsverbote schaffen. Als recht-
mäßig gilt ein Verbot zum Beispiel dann,
„wenn in der Vergangenheit vergleichba-
re Versammlungen oder Aufzüge zu einer
solchen Gefährdung oder Störung geführt
haben“. Weniger schwammig formuliert:
Wenn es z.B. schon früher im Rahmen
antifaschistischer Aktionen zu Ausschrei-
tungen gekommen ist, können die Behör-
den unterstellen, dass dies auch bei ande-
ren antifaschistischen Demonstrationen
der Fall sein wird. Eine grob über den
Daumen gepeilte Risikoeinschätzung sei-
tens der Polizei könnte künftig also genü-
gen, um unerwünschte politische Mei-
nungsäußerungen präventiv zu verbieten.
Wesentlich brisanter ist aber eine
andere im Gesetz enthaltene Neu-
erung: Auch an Orten von beson-
derer historischer Bedeutung kön-
nen Kundgebungen künftig verbo-

ten werden, wenn diese „die Würde von
Personen beeinträchtigen, die unter nati-
onalsozialistischer oder kommunistischer
Gewaltherrschaft Opfer menschenunwür-
diger Behandlung waren“. Aber auch die
Würde von Menschen, die ganz allgemein
„Opfer eines Krieges“ waren, soll mit dem
Gesetz geschützt werden.
Das betrifft offenbar auch die Opfer der
Napoleonischen Kriege von 1813 – so
wird als Ort von besonderer historischer
Bedeutung auch das Leipziger Völker-
schlachtdenkmal benannt. Aber auch „die
Frauenkirche mit dem Neumarkt in Dres-
den sowie am 13. und 14. Februar darüber
hinaus auch die nördliche innere Altstadt
und die südliche innere Neustadt in Dres-
den“ werden als Orte von besonderer his-
torischer Bedeutung im Gesetzesentwurf
benannt.
Nicht nur den Gegnern von heute, den
„Extremisten“ von links und rechts, soll
also mit dem neuen Gesetz entgegenge-
treten werden. Die Landesregierung ver-
folgt zusätzlich ein geschichtspolitisches
Interesse, auch den Gegnern von gestern
soll nachträglich noch mal gezeigt werden,
was eine Harke ist. Wie üblich bleiben
dabei die historischen Fakten auf der Stre-
cke: NS-Regime oder DDR, alles eine
Soße... Dass die nationalsozialistische „Ge-
waltherrschaft“ doch deutlich gewalttäti-
ger war als die kommunistische (man den-
ke an den 2. Weltkrieg und Auschwitz),
spielt keine Rolle, wo´s darum geht, die

ideologische Lufthoheit der bürger-
lichen „Mitte“ abzusichern. Wobei
diese Mitte mitunter auch ziemlich
weit rechts liegen kann: So legte die
sächsische CDU in der Koalitions-

vereinbarung Wert auf die

Feststellung, man wolle die „Pflege von
Kultur und Traditionen der Vertriebenen“
unterstützen (2). Mit dem neuen Gesetz
will sich die schwarz-gelbe Regierungs-
koalition nun die Dresdner Innenstadt für
ein Gedenken nach eigenem Gutdünken
reservieren.
Vor lauter Eile kann es dabei schon mal
zu Flüchtigkeitsfehlern kommen. So wur-
de in weiten Teilen einfach der Text des
alten Bundesversammlungsgesetzes über-
nommen, das z.B. erklärt, Demons-
trationsverbote seien Sache der zuständi-
gen Behörden. Welche Behörden nun
genau zuständig sind, hätte aber im
Landesgesetz explizit geregelt werden
müssen. Die Stadt Dresden ist also gar
nicht befugt, die für den 13. Februar ge-
planten Neonazidemonstrationen zu ver-
bieten. Zu einem ähnlichen Schluss kam
auch das Dresdner Verwaltungsgericht in
seinem Urteil vom 5. Februar. Trotz aller
Gesetzesänderungen sah das Gericht kei-
ne Handhabe, den von der Jungen Lands-
mannschaft Ostdeutschland angemeldeten
„Trauerzug“ zu untersagen (3).
Vermutlich gibt es also noch eine Chan-
ce, das neue Versammlungsrecht aufgrund
solcher Formfehler zu kippen. Die sächsi-
schen Oppositionsparteien haben bereits
entsprechende Klagen auf den Weg ge-
bracht.  Wahrscheinlicher ist allerdings,
dass die Landesregierung jetzt eilig nach-
bessert, um das Gesetz in eine juristisch
wasserdichte Form zu bringen. Es bleibt
die Hoffnung, dass sich breiter gesell-
schaftlicher Widerstand formiert, um der
CDU-FDP-Koalition einen Strich durch
die Rechnung zu machen.

justus

(1) http://edas.landtag.sachsen.de/
viewer.aspx?dok_nr=286&dok_art=Drs&leg_per=5
(2) http://www.aussiedler.cdu.de/doc/pdf/
Spaetaussiedler_Sachsen_Fromme.pdf
(3) http://www.linksjugend-sachsen.de/
uploads/media/PM_Verwaltungsge-
richt_DD_Nazidemo.pdf

Zum neuen sächsischen VersammlungsgesetzZum neuen sächsischen VersammlungsgesetzZum neuen sächsischen VersammlungsgesetzZum neuen sächsischen VersammlungsgesetzZum neuen sächsischen Versammlungsgesetz

Demonstrieren? Hier nicht!
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Militante Gruppe Leipzig
Jeder Albtraum nimmt ein gutes EndeJeder Albtraum nimmt ein gutes EndeJeder Albtraum nimmt ein gutes EndeJeder Albtraum nimmt ein gutes EndeJeder Albtraum nimmt ein gutes Ende

s ist die Nacht vom 20. zum 21. Janu-
ar, der Morgen graut tief, als in kur-

zem Abstand drei Autos brandschlagen, das
erste 3:42 Uhr - ein geparkter Kleintrans-
porter, der völlig ausbrennt – das zweite
6:15 Uhr in einer Tiefgarage – ein Honda
Cabrio – und schließlich das dritte gegen
6:35 Uhr – ein Transporter mit drei Klein-
bussen auf der Ladefläche, davon zwei der
Polizei; das Fahrerhaus des Lasters brennt
aus, die Busse bleiben unversehrt. Die Stadt
gähnt noch, als die Sirenen heulen. Der
Tag 1 nach den Anschlägen beginnt sorg-
los, nur vier Versicherungsvertreter weinen
und der Winterdienst ächzt. Die Nacht
bleibt ruhig und hebt sich ihren Pauken-
schlag für den nächsten Morgen auf. Pas-
send zum Frühstück meldet die LVZ  den
Erhalt einer E-Mail, in welcher sich eine
sogenannte Militante Gruppe Leipzig be-
kennt, das Cabrio und den Laster ange-
zündet zu haben. Weitere Anschläge wer-
den angekündigt. Die Begründungen klin-
gen dumpf und hohl. Zu eindeutig links.
Darauf kolportiert der Staatsschutz die The-
se, die rechte Szene könne ebenso hinter
den Anschlägen stecken wie die linke. Auf
jeden Fall Extremisten! Noch am gleichen
Morgen öffnen sich an mehreren Orten die
Kasernentore. Und am Tag 3, Sonntagmit-
tag, pünktlich nach der Messe, verkündet
Ordnungsbürgermeister Heiko Rosenthal
die Neue Leipziger Harte Linie: Man wolle
in Zukunft Schluß machen mit dem Ku-
schelkurs und die „Sümpfe austrocknen“,
auf denen der politische Extremismus der
Linken wie Rechten gedeiht. Leipzig wür-
de keine „menschenverachtenden Zünde-
lein“ mehr dulden und eine „flächendek-
kende Brandschutzanlage“ installieren. Die
Medien frohlocken, die Masse jauchzt.
Zwei Sonderkommissionen sollen sich un-
ter Federführung des Sächsischen Landes-
kriminalamtes und des Staatsschutzes um
alle weiteren Ermittlungen kümmern. Zur
Seite stehen den höheren Beamten zusätz-
liche Spezialeinheiten aus Berlin, Erfurt,
Chemnitz und Dresden.
Die Hatz beginnt am darauffolgenden
Montagmorgen. Gegen 5 Uhr stürmen

Einsatzkräfte der Polizei fast zeitgleich das
Lindenauer NPD-Büro und den linken
Stadtteilladen Atari in Reudnitz. Beschlag-
nahmt werden Computer, Datenträger,
Zeitungen, Plakate, Flyer, Werkzeuge und
sogar Reinigungsmittel. In der nächsten
Nacht schlagen die Behörden nach dem
selben Muster zu. Diesmal trifft es ein Ver-
einslokal bekannter LOK-Hooligans und
den Libertären Laden Libelle. Es gibt keine
Festnahmen, die Polizei schweigt sich über
Spuren aus. Im Verlaufe des Mittwochs, am
Tag 6 nach den Anschlägen, kommt es
zudem zu Komplexkontrollen in den
Stadtteilen Reudnitz, Connewitz, Volk-
marsdorf und Schönefeld. Es werden nach
Dresscode gezielt Leute auf Waffen, Dro-
gen und illegale Flugschriften durchsucht.
Nachdem sich am Abend mehrere hundert
Menschen am Conne Island versammeln,
um das Gelände vor einer möglichen Raz-
zia zu schützen, löst die Polizei die Ver-
sammlung kurzerhand auf. Die Flucht
mehrerer AktivistInnen in die Büroräume
des Projektes nehmen die Staatsbeamten
dabei zum Anlass, um auch dort eine Haus-
durchsuchung mit anschließender Be-
schlagnahme durchzuführen. Es kommt zu
zahlreichen Festnahmen. Als der Gefange-
nentransporter provozierend langsam die
Bornaische Straße Höhe Stockartstraße
passiert, versuchen ca. zwei Dutzend Pun-
ker den Bus zu stürmen. Alle werden fest-
genommen, die Stöckertstraße abgeriegelt.
Am nächsten Tag fordert der Stadtrat end-
lich Ergebnisse. Die Polizei schweigt sich
aber weiterhin über mögliche Verdächtige
aus. Abends: Solidaritätskundgebungen.
Eine am Südplatz von den Linken und eine
rechte in Schkeuditz. Es kommt zu Stra-
ßenschlachten und noch mehr Verhaftun-
gen. Am darauffolgenden Freitag, also am
Tag 8, erreicht zahlreiche linke und rechte
Leipziger Vereine Post von den Ordnungs-
behörden. Es geht um Mitgliederlisten,
Fördermittel, Gemeinnützigkeit und Miet-
verträge. Die Nacht vom 29. zum 30. Ja-
nuar wird zur Nacht der tausend Brände,
die Stadt kocht bei Minusgraden. Der von
der LVZ eingerichtete Auto-Counter zählt

E

b i s
zum Samstag-
mittag 1367 gemeldete Autobrände.
Am Abend des neunten Tages endlich rührt
sich auch die Militante Gruppe Leipzig wie-
der und kündigt über einen stadtbekann-
ten Blog eine schnüffelsichere Online-Prä-
senz an. Schon am Sonntagmorgen von Tag
10 ist diese im Netz. Neuerlich bekennt
sich die Gruppe zu einem weiteren Brand-
anschlag auf einen BMW-X5 (3:15 Uhr),
droht den ermittelnden Beamten mit Er-
mordungen und der Veröffentlichung von
einem ganzen Archiv voll von Bombenan-
leitungen und anderem brisanten Material.
Sonntagmittag, pünktlich nach der Mes-
se, tritt daraufhin der Bundesinnenminister
Dr. Thomas de Maizière vor die Presse und
verkündet seine Doktrin für die Sicherheit
im Innern ... dumpfes Klopfen, immer lau-
ter. Sie sind schon da?! Nein, verdammt!
So schnell??? Ich muss ... aaaaaaahhhhhh!
Schweißgebadet wache ich auf und bin er-
leichtert. Püüh! Nur ein Traum. Ein wah-
rer Albtraum. Ich nehme einen Schluck
Wasser und schalte die Nachrichten ein.
Heute gegen Mittag, so höre ich, am Don-
nerstag des 04. Februar, also am Tag 14
nach den ersten Brandanschlägen, hat die
Polizei einen dringend Tatverdächtigen aus
der sogenannten Militanten Gruppe Leipzig
festgenommen. Der 24jährige Tommy T.
war bis vor ein paar Wochen noch Gesell-
schafter und Filialleiter einer bekannten
Computerkette mit mehreren Läden in
Leipzig und Umgebung. An seinen Klei-
dern fanden die Beamten Spuren von
Brandbeschleunigern. Der ganz gewöhn-
liche Wahnsinn also, denke ich, und lehne
mich beruhigt zurück. Nicht dumm, das
Ganze politisch aufzuladen, um von sich
abzulenken. Angesichts der bekannten Al-
lergien des deutschen Staates aber auch
nicht besonders klug. Ich muss schmun-
zeln. Fast hätte er mich reingelegt.

(clov)
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Freie Radios: Piraten ahoi!
Keine ZukunftKeine ZukunftKeine ZukunftKeine ZukunftKeine Zukunft
für die Freienfür die Freienfür die Freienfür die Freienfür die Freien

Entern statt KenternEntern statt KenternEntern statt KenternEntern statt KenternEntern statt Kentern

droff

(1) Zuvor hat der privat-kommerzielle Programmanbieter Apollo die jährlichen 40.000 Euro Sende- und Leitungskosten der drei Freien Radios
übernommen. Zum 1. Januar 2010 wurde diese sog. Kooperationsvereinbarung von Apollo endgültig gekündigt.
(2) Anfang Dezember 2009 hat die Opposition (SPD, Linke, Grüne) im sächsischen Landtag einen Antrag auf den Erhalt der Freien Radios
eingereicht, den die CDU/FDP-Koalition am 11.Januar 2010 ablehnte.
(3) Siehe http://radio.fueralle.org für diverse Zeitungsartikel, TV- und Radioauftritte in lokalen und überregionalen Print- und Runkfunkmedien.
Zusätzlich hat Radio blau in Leipzig u.a. einen DJ-Marathon im Dezember’09 veranstaltet und Schneemänner vor der SLM gebaut (07.01.10). In
Dresden organisierte coloRadio u.a. eine Podiumsdiskussion im Rathaus (12.01.10) und eine Demonstration (13.01.10). Radio T in Chemnitz hat
u.a. einen eigenen „Werbespo-T“ online gestellt und schreibt auch dieses Jahr wieder den Wettbewerb um das beste nichtkommerzielle Hörspiel aus.
Auf der Homepage der drei Radios können auch weiterhin Petitionen unterzeichnet werden.
(4) Im Januar spricht eine Radio blau Sprecherin im Interview mit Leipzig Fernsehen davon, dass sich der Trägerverein die Übertragungskosten nur
noch ein halbes Jahr leisten kann. http://www.leipzig-fernsehen.de
(5) „SLM-Haushalt sieht für eine Private Medienschule 88.000 • vor – finanziert aus Rundfunkgebühren!“ http://radio.fueralle.org
(6) F. Neubert, Die Linke: „CDU/FDP unterstützt Sendezeit-Piraterie gegen freie Radios.“ http://www.linksfraktionsachsen.de
(7) Telekommunikationsgesetz von 2003, §149, Satz 10.

und Meinungsvielfalt“ und die Förderung
nichtkommerziellen Hörfunks. Die Frei-
en Radios werden auch weiterhin die SLM
an diese Verantwortungen erinnern und
ihre Umsetzung fordern. So verwundert
es nicht, wenn sich noch mehr Menschen
über die Verschwendung von GEZ-Ge-
bühren durch die SLM an eine private
Medienhochschule (5) empören.
Das rettende Ufer scheint weiter entfernt
als je zuvor. Die Freien Radios hoffen auf
eine Gesetzesänderung und erträumen
sich neue Fördergeldquellen. Vielleicht
sollten sie die ursprünglich parteipolitisch
verschwendete und eigentlich auch hohle
Phrase von „Sendezeit-Piraterie“ (6) mit
frischem Inhalt füllen, um so den sinken-
den Kahn aus dem Dreck zu ziehen.

Es ist einfach nicht zum Aushalten.
Selbstorganisierte Projekte, gemein-

nützige Arbeit, außergewöhnliche For-
mate, alternative Meinungen, musika-

lische Experimente werden in die gesetz-
liche Zwangsjacke gesteckt und in kapita-
listischer Manier als wert- und bedeu-
tungslos abgerechnet. Immer wieder der
gleiche Mist. Dabei entwickelt sich das
kommerzielle Massenmedium Radio

bereits stetig weg von Öffentlichkeitsar-
beit, Information und Aufklärung, hin zu
verdummten Entertainment und unkriti-
schen Kurznachrichten. Wenn die Freien
Radios also sehr wahrscheinlich in eini-
gen Monaten ihren UKW-Betrieb einstel-
len werden, erspart sich mensch besser
gleich die GEZ-Gebühren und liest lieber
ein gutes Buch, wenn sie/er vor Langeweile
nicht vergehen will.
Gegen die Unzufriedenheit ist aber auch
ein Kraut gewachsen. Digitales Online-
Radio lässt sich relativ leicht und legal um-
setzen. Aber warum nicht zurück zu Pira-
ten- oder viel besser Clandestine-Sendern?
Beide setzen sich über das staatliche Ge-
nehmigungsmonopol hinweg, doch wäh-
rend Clandestine bedeutet, „heimlich, ver-
borgen“ politisches, auf Umsturz und
Machtwechsel ausgerichtetes Radio zu
machen, funken Piraten eher aus Spaß an
der Freude. Übrigens besagt das Telekom-
munikationsgesetz, dass Schwarzfunk
(ohne Zuteilung Frequenzen nutzen) heu-
te „nur noch“ als Ordnungswidrigkeit ver-
folgt wird. (7) An Möglichkeiten weiter
Radio zu machen, mangelt es also nicht.
Kurze Rede, langer Sinn: Lasst Euch nicht
die Butter vom Brot klauen, denn wer
nicht kämpft, hat schon verloren.

EpilogEpilogEpilogEpilogEpilog

Es sieht nicht gut aus für die drei Freien
Radios in Sachsen. Zwar wird immer noch
alternativ und anders 49h die Woche auf
den bekannten analogen UKW-Frequen-
zen gesendet, doch eine bunte Zukunft ist
nicht mehr in Sicht. Mit dem Ende des
letzten Jahres sind bisherige Fördergelder
ersatzlos gestrichen (1) und auch aus
Regierungskreisen ist wieder mal nichts
Hilfreiches zu erwarten. Der Antrag auf
Erhalt der Freien Radios im sächsischen
Landtag wurde von der CDU/FDP-Koa-
lition abgelehnt (2), sodass das Privat-
rundfunkgesetz nun nicht zugunsten von
nichtkommerziellen, basisdemokratischen
und gesellschaftskritischen Hörfunk geän-
dert wird. Eine letzte Hoffnung vieler Hö-
rer_, Moderator_ und Redakteur_innen
der Freien Radios versank so im Mief par-
lamentarischen Regulierungswahns.
Oberflächlich scheint alles nun mehr
grau als rosig. Von Freier Radio Seite
wird weiter fleißig auf Öffentlichkeitsar-
beit (3) gesetzt und versucht, durch Spen-
den, Mitglieder- und Nutzungsbeiträge
den Kopf über Wasser zu halten. Wenn
sie sich nicht durch kommerzielle Wer-
bung kaufen lassen wollen und keine zu-
sätzlichen Fördergelder fließen, wird je-
doch die drohende Abschaltung aller Frei-
en Radios in Sachsen sehr bald zur bitte-
ren Realität! (4) Daran wird auch die Ent-
scheidung des Leipziger Stadtrates Anfang
Februar nichts ändern, Radio blau einma-
lig mit 20.000 Euro zu unterstützen. Die
letzte große Hoffnung bleibt leider die
SLM (Sächsische Landesmedienanstalt),
die über die Einhaltung gesetzlicher Be-
stimmungen im Medienbereich wacht.
Fünf sog. Medienräte entscheiden letztlich
über u.a. die „Sicherung von Angebots-

Übermütig tobt der Wind und lässt den Sand peitschen und Wellen stürmisch
treiben, ignorant greift er immer weiter um sich und bringt Entsetzen und Läh-

mung mit sich, doch die letzten Freien des Meeres halten sich mutig am Mast ihres
stolzen Kahns über dieser ermüdenden Welt. Die Nacht bricht herein, viel zu früh und

sternenlos. Mit der Dunkelheit kommt aber auch die ersehnte Stille. Die Gefahr scheint
überstanden – vorerst, denn die Klippen auf Steuerbord und das unbekannte, geheimnisvolle
und gefährlich erscheinende Land auf Backbord lassen Zweifel aufkommen. Es muss weiter
gehen, natürlich wird es das – doch besser links als rechts. Vom Sturm verschont rauschen die
ersten Strahlen des Tages wie Adrenalin durchs Blut: Auf Deck und hisst die Segel, stellt den
Rum kalt und peiratés voran, schallt es noch immer leidenschaftlich über den Horizont
hinaus.
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13. Februar, Dresden: (K)ein schöner Tag?!

Mein erlebnisorientierter Erlebnisbericht
in lyrisch-erlebnisorientierter Form:

Samstag früh um 8, mmh gestern doch zu lang gemacht. Aus dem
Haus 1 2 3, und die Bullen sind dabei. Auf in den Norden der Stadt,

dort haben die Nazis sich angesagt. Der Weg ist lang, doch kamen wir
in der Altstadt an. Kurz vor der shopping Meile, vier Bullen haben Lange-

weile. In der Bahn war es dann so weit. Die Bullen chekten ab und schnapp-
ten sich zwei drei. Zack, da waren wir auf der Königsbrücker zwischen
Bullen und Barrikadenbestücker. Ach wie war das schön, wenn die Cops
beim Brennen der Tonnen zusehen. Doch was ist hier los, die Straßen-
bahnen stehen und blockieren bloß. DVB ich danke dir, so mutig in der
Stadt ist keiner hier. Ein Informant, der rief mich an und sagte, ich hab
den Polizeifunk dran. Jetzt waren wir immer etwas schlauer und liefen
dann genauer. Und nach einigem hier und da machten wir Blockade,
war ja klar. Es war nun schon fast vier, scheint als gewinnen wir. Also,
wir uns richtig bemüht und den Cops die Räumung vergnügt. Nun

dauert so ne Räumung Zeit, die hat’s den Nasen schlussendlich
vergeigt. Der Tag war gelaufen, so fing ich an, mich zu besaufen.

8.000 Nazis wurden anlässlich des 65. Jahrestages der Bombardierung der Stadt erwartet – 5-7.000 kamen. Doch nicht das bürgerliche
Gedenken in der Altstadt, die brave Menschenkette als „Zeichen gegen Extremismus“ oder die über 7.000 Polizisten verhinderten den
größten Naziaufmarsch Europas, sondern die radikalen Aktivist_innen auf den Straßen im links-alternativen Stadtteil Neustadt. Tausende
ignorierten das „Kundgebungsverbot“ und blockierten die Straßen rund um den Neustädter Bahnhof durch diverse Straßenbarrikaden,
kreativen Protest, Massenblockaden sowie direkte Auseinandersetzungen mit Bullen und Nazis.
„Wie habt Ihr diesen Tag erlebt?“ fragte der Feierabend! Menschen, die ganz vorne mit dabei waren. Die folgenden kurzen Beiträge sind
ihre persönlichen Eindrücke, Erlebnisberichte, Erkenntnisse und lyrischen Ergüsse ...

Die Sonne ist noch nicht aufgegangen. Alle Vorberei-
tungen aber sind so gut wie abgeschlossen, noch schnell

den Tee in die Thermoskanne und ein Paar Handschuhe
mehr – fahren wir also nach Dresden! Unsere Müdigkeit

war wie weggewischt, als wir problemlose am Blockade-
punkt ankamen. Kälte haben wir keine gespürt, nur den

Beat der Trommeln, repräsentativ für den Druck, den es zu
machen galt. In der Hansastraße waren wir 2000-3500 Men-

schen, die das gemeinsame Ziel verband, sich den Neonazis
aktiv entgegenzustellen. Tanzende Großpuppen und Trom-
meln, die Beats von Reggae über Funk bis Rap in die gewalt-
freie Blockade tragen, kennen viele. Dass sie aber in Blockade-
aktionen ganz vorne stehen ist neu. Diese Gruppe war den

ganzen Tag in der Blockade der Hansastraße, 7 Stunden Mu-
sik, 7 Stunden Puppen schleppen, 7 Stunden Tonnentrommeln,
7 Stunden Action. Die Kommunikation in Block 3 ist bestens
gelungen und ich bin froh darüber und danke den Menschen
für die Transparenz. Und ich danke uns allen fürs Durchhalten,
Weitermachen, Stehenbleiben ... wir haben gerne mit und für

euch getanzt. Dresden war ein Beispiel für erfolg-
reichen entschlossenen Protest, der sich auch zu
großen Teilen aus Menschen zusammensetzt, die
erstmals aktiv wurden und diese ekelhafte,
geschichtsverdrehende Meinung der Neonazis
nicht akzeptieren können.

Ich weiß von den Fa-
schos am Abend in Leipzig. Wir

sind rumgefahren, um sie zu suchen. Die
Info mit der Tram Nummer 9 war nicht rich-

tig. Sind keine Faschos über’s Kreuz gefahren. Wir wa-
ren selbst in Markkleeberg gucken. Gegen halb zehn
abends wurden etwa 50 Rechte in Reudnitz
gekesselt, aber auf den großen Straßen war von
denen NIX zu sehen. Für mich viel Pa-
nikmache mit falschen Infos.

ich kann ne kleine
prügelgeschichte bei-
tragen. gegen mittag am
bischofsweg: fünf hippies
springen auf die strasse und versu-
chen einen nazibus zu blockieren. die
faschos halten an, springen aus dem bus
und vermöbeln die leute, beinahe
auch mich, als ich in die sit-
uation reingeh.

Für mich hat Dresden einige Dinge aufgezeigt: Dass diese Blockaden in ih-
rem Verhältnis zur Polizei sehr ambivalent sind. Einerseits ist die Polizei ein
wichtiger Bestandteil friedlicher Blockaden. Diese werden erst möglich durch
einen Polizei-Puffer, der sie mit Gewalt schützt und damit durchsetzt. Die
Polizei wird dazu gezwungen, schliesslich ist sie eigentlich einer Demokratie
verpflichtet, die auch menschenverachtenden Gewalttätern ein Recht auf die
Strasse zubilligt. Damit gibt die Polizei auch ein ziemlich gutes Feindbild
ab. Das führt zu ziemlich absurdem Kräftemessen zwischen den Staatsdie-
nern und „besonders radikalen“ Demonstranten. Diese haben wiederum
auch einen wichtigen Anteil am Erfolg der Blockaden, denn sie binden
Kräfte und stützen auch Situationen, die mal etwas brenzliger sind. Trotz-
dem scheint es leider als ob viele nicht die erforderliche Selbstreflexion
und Besonnenheit besitzen um in einer so komplexen Situation ange-
messen zu agieren. Als Fazit bleibt mir, dass wir wiedermal zwar den
bürgerlichen Kapitalismus nicht besiegt, aber eine Demonstration

seines schlimmsten Auswuchses verhin-
dert haben.

Ich hatte Probleme in die
Neustadt zu kommen, weil alle Brücken von

der Polizei abgeriegelt waren. Letztendlich hatte ich dann Glück,
als ich in eine Straßenbahn stieg und diese nicht, wie alle vorher,
von der Polizei aufgehalten wurde. Danach war ich den ganzen
Tag auf dem Albertplatz, von wo aus man vom eigentlichen Ge-
schehen nicht so viel mitbekam. Als dann gegen 15 Uhr die Mel-
dung durchgegeben wurde, dass die Polizei nun den Nazimarsch
untersagt, kippte die Stimmung total und es war eine große Feier.
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Das Klimaschutzgeschäft
Ein Kopenhagener Krimi über Staaten, Wirtschaft und das Geschäft mit der NaturEin Kopenhagener Krimi über Staaten, Wirtschaft und das Geschäft mit der NaturEin Kopenhagener Krimi über Staaten, Wirtschaft und das Geschäft mit der NaturEin Kopenhagener Krimi über Staaten, Wirtschaft und das Geschäft mit der NaturEin Kopenhagener Krimi über Staaten, Wirtschaft und das Geschäft mit der Natur

Die UN-Klimakonferenz in Kopenhagen
war bekanntlich eine Nullnummer, selbst
für die CDU. Man einigte sich als
Copenhagen Accord (1) darauf, ein Ab-
schlussdokument „zur Kenntnis zu neh-
men“, in dem konkret lediglich steht, dass
man gemeinsam zum Ziel habe die Erd-
erwärmung bis 2050 auf 2°C zu begrenz-
en. Zwar ist dieses Ziel eine Herausforde-
rung, da sich die Erde mit dem derzeiti-
gen CO2-Ausstoß wohl um 4°C erwär-
men wird, jedoch bleibt es ohne konkret
vereinbarte kurz-, mittel- und langfristi-
ge Schritte, nichts als eine hohle Phrase.
Dabei gibt es genug Anhaltspunkte für
Nägel mit Köpfen: Während sich For-
scher_innen weltweit einig sind, dass die
gesamten CO2-Emissionen dafür um
50% gesenkt werden müssen, spricht der
Weltklima-
rat (IPCC)
sogar von
85% CO2-
Einsparun-
gen bis 2050. Wenn
man bedenkt, dass die
Industrienationen ihre
Emissionen seit 1990 um

lediglich 4,7% senken konnten, wird
schnell klar, wie unrealistisch ein 2°C-Ziel
erscheint – insbesondere ohne verbindli-
che Maßnahmen.
Dabei sind die erwartbaren Auswirkun-
gen der Klimaveränderungen – auch ohne
Schwarzmalerei – recht düster: schmelzen-
de Gletscher, die zum Anstieg des Mee-
resspiegels und zur Verknappung der
Süßwasserreserven führen; Überschwem-
mungen auf den einen und Dürre-
katastrophen auf anderen Teilen der Erde;
das Aussterben von mehr als der Hälfte
aller Tier- und Pflanzenarten und eine
enorm wachsende Anzahl von Klima-
flüchtlingen – um nur Einige zu nennen.
Diese Aussichten führten trotzdem nicht
zu verbindlicheren Verabredungen auf
dem Klimagipfel, obgleich in der zwei-
wöchigen UN-Konfe-

renz viel debattiert und gestritten wurde.
Der Copenhagen Accord konnte sich zwar
noch dazu durchringen, insgesamt 21 Mil-
liarden Euro in den nächsten drei Jahren
für Waldschutz und ärmere Staaten zur
Verfügung zu stellen – wer wie viel zu zah-
len hat, wurde jedoch nicht ausdifferen-
ziert. Die EU sicherte noch in großzügi-
ger Manier 2,4 Milliarden Euro pro Jahr
für Klimaprogramme in sog. Entwick-
lungsländern zu. Das klingt zwar nach ei-
nem großen Betrag, ist aber angesichts der
eigentlich notwendigen Mittel – die
Greenpeace mit 140 und die G77 mit 200
Milliarden US-Dollar pro Jahr beziffert –
nicht einmal der sprichwörtliche Tropfen
auf dem heißen Stein (2).
Während diese mehr als mangelhaften
Konferenzergebnisse Reformer_innen
frustriert und ernüchtert haben, hatten
diejenigen, die radikalere Veränderungen
für notwendig halten, ohnehin nichts Er-
freuliches erwartet. Denn angesichts der
unterschiedlichen Interessen der verschie-
denen Staaten und ihrer dahinter stehen-
den Wirtschaftsverbände scheint es
ohnehin utopisch, global handlungsfähig
zu werden – obgleich man beim Thema
Klimawandel von einem gemeinsamen In-
teresse (Eindämmung) sprechen kann.
Die große Streitfrage besteht jedoch darin,
wer dafür welchen Anteil an Kosten tra-
gen soll. Kein Wunder, dass es da zu kei-
nem Ergebnis kommt.

Ohne Moos nix los

limawandel Stoppen!“ heißt die neue Parole, die auch in Regierungskreisen die Bühne erobert hat. Aber erst zwischen den Zeilen wird
deutlich warum:  Weniger die globale Erderwärmung mit den erwartbaren üblen Folgen für einen Großteil der Lebewesen ist die

maßgebliche Antriebsfeder solch hehrer Rhetorik, vielmehr ist es schlicht und ergreifend die zu erwartende Profitrate. Der Klimawandel wird
ökonomisiert und in’s System integriert – dabei müsste eigentlich längst klar sein, dass die Welt mit dieser Wirtschaftsordnung nicht zu retten
sein wird. Einen Beweis hierfür lieferte zuletzt der von den Vereinten Nationen (UN) organisierte Klimagipfel in Kopenhagen im Dezember
2009, bei dem letztlich nicht einmal ein schön gefärbter Schleier gemeinsamer politischer Absichtserklärungen die verschiedenen Profit-
interessen einzelner Staaten verdecken konnte. Obgleich der Klimagipfel die mediale Aufmerksamkeit auf sich zog, blieben wesentliche Inter-
essen und Auseinandersetzungen weitestgehend unterbeleuchtet. Die scharf gestellten Scheinwerfer des „Kopenhagener Krimis“ richten daher
nun ihr Licht auf globalpolitische Interessen der verschiedenen Staatsvertreter_innen, die zweifelhaften ökonomischen Konzepte zur vermeint-
lichen Reduzierung von CO2, die Imagekampagnen seitens umweltschädlicher Großunternehmen (Exkurs S.20) und die Proteste einiger
zivilgesellschaftlicher Akteure (Kasten S.17).
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Ein Grund, weshalb in Kopenhagen nichts
beschlossen wurde, was hierzulande
zumindest oberflächlich als Erfolg der
COP15 (3) hätte verkauft werden kön-
nen, ist vielleicht auch der erstaunlich gro-
ße Einfluss der Schwellen- und Entwick-
lungsländer, die sich diesmal nicht unter-
buttern ließen. Denn im Gegensatz zu an-
deren globalen Konferenzen, bei denen
sich in der Regel die Verhandlungsmacht
in den Händen der Industrieländer kon-
zentriert, kamen hier auch die wirtschaft-
lich Schwächeren zu Wort. So sorgte bspw.
der Staatspräsident von Tuvalu – einer
kleinen Insel im pazifischen Ozean – für
Aufregung und blockierte den Konferenz-
verlauf mit radikaleren Forderungen für
mehrere Tage, da seine Insel in 50 Jahren
wohl nicht mehr existieren wird. Gene-
rell konnten sich einige Entwicklungslän-
der vor allem dadurch mehr Gehör ver-
schaffen, weil China z.T. gleiche Interes-
sen vertrat und durch seinen sich perma-
nent erhöhenden CO2-Ausstoß eine gro-
ße Verhandlungsmacht in der Klima-
debatte besitzt. Das rasante ökonomische
Wachstum der chinesischen Wirtschaft
weckt Horrorszenarien bezüglich des glo-
bal zunehmenden CO2-Ausstoßes, denn
China ist unter den Nationen weltweiter
Spitzenreiter bei der Emissionsproduktion
– obgleich nach Pro-Kopf-Verbrauch ge-
rechnet bspw. der abstrakte Durchschnitt-
deutsche fünf mal mehr CO2 verbraucht
als die ebenso abstrakte Chinesin.
Knackpunkt der Argumentation seitens
der Schwellen- und vieler Entwicklungs-
länder ist das vermeintliche „Recht auf
nachholende Industrialisierung“, gekop-
pelt mit der Angst, dieses nun durch die
Klimadebatte beschnitten zu bekommen.
Da bisher der CO2-Ausstoß in hohem
Maße mit der Energiegewinnung gekop-
pelt und diese wiederum Voraussetzung
für die Produktion von Industriegütern ist,
betrifft die Debatte der CO2-Einsparun-
gen direkt das erstrebte wirtschaftliche
Wachstum vieler Nationen. Das Misstrau-
en gegenüber den Industrienationen –
durch Kolonialisierung verbunden mit

Rohstoffausbeutung, Sklavenhandel, Krie-
ge etc. jahrhundertelang genährt – spielt
in der Verhärtung der Debatte ebenfalls
eine wichtige Rolle. So wird es augen-
scheinlich als ungerecht und scheinheilig
empfunden, wenn bestimmte Schwellen-
und Entwicklungsländer für die Entwick-
lung heutiger Industrienationen immer
Aderlass betreiben mussten und ihnen
jetzt eine ähnliche Entwicklung mit dem
Verweis auf die Erderwärmung verwehrt
würde. Da es zudem die Industrienationen
sind, die den Klimawandel maßgeblich zu
verantworten haben, fordern viele arme
Länder nicht nur einen finanziellen Aus-
gleich bei der klimafreundlichen Umge-
staltung ihrer Wirtschaft, sondern auch
Entschädigungszahlungen für die bereits

spürbaren negativen Umweltauswirkun-
gen. Die gehäuften Umweltkatastrophen
und Dürreperioden betreffen vor allem die
Ärmsten aller Regionen des sog. Südens,
in denen oftmals kaum Industrie zu fin-
den und  kein Geld für Gegenmaßnah-
men – oder Umsiedlung, im Falle Tuvalus
– vorhanden ist.
Als aufstrebende Wirtschaftsmacht, kann
sich China nun mit der Forderung nach
„dem Recht auf nachholende Industriali-
sierung“ auch als mächtiger Interessenver-
treter vieler Entwicklungs- und Schwel-
lenländer profilieren und ihren Stimmen
mehr Gewicht verleihen.
Das wiederum passt den Industriestaaten
gar nicht. Die EU etwa möchte sich gerne
mit ihrer Umwelttechnologie (mit

Interessenpoker     der
Nationen

Klimaproteste in Kopenhagen

Mehr als 500 zivilgesellschaftliche, überwiegend Umwelt- und Entwicklungsorganisa-
tionen mobilisierten zu Protesten rund um den Klimagipfel, der vom 07.12. bis
18.12.2009 im Bella Center von Kopenhagen stattfand. Den Auftakt der Protest-
veranstaltungen bildete eine Großdemonstration am 12.12., an der ca. 100.000
Menschen aus aller Welt teilnahmen, um den Konferenzteilnehmenden nachdrück-
lich zu signalisieren, von welch enormer Bedeutung eine radikale Veränderung der
aktuellen Klimapolitik ist. Ca. 1000 der Demonstrierenden wurden an diesem Tag
von der Polizei grundlos fest- und in Gewahrsam genommen. Auch an den darauf
folgenden Aktionstagen wurde v.a. eines deutlich: Die Polizei war vorbereitet, instru-
iert und gewillt, die Protestierenden einzuschüchtern, abzuschrecken und von einer
tatsächlichen Konferenzstörung abzuhalten. Hohe Zahlen von  „vorsorglichen“ Fest-
nahmen vor und während friedlicher Demonstrationen, brutales Vorgehen bei
Blockadeauflösungen, Verwehrung von Grundrechten wie Nahrung, Toilette und
Anwaltkonsultationen bis hin zum Pfeffersprayeinsatz im Gefängnis können dies
belegen.
Die Protestaktionen selbst waren gut organisiert und z.T. sehr kreativ gestaltet. So
gab es neben einem alternativen Klimagipfel auch den Versuch einer Hafen-Blocka-
de sowie einen Landwirtschafts-Aktionstag, bei dem u.a. ein riesiger Müllhaufen
vor Nestlé abgeladen und grün angemalt wurde. Zentral war jedoch vor allem der
„Reclaim-Power-Actionday“ am 16.12., bei dem versucht wurde, das Bella Center
sowohl von außen zu stürmen, als auch von innen zu öffnen. Die bis dahin gedulde-
ten NGOs in den Vorräumen der Konferenzsäle starteten von innen eine Demo,
um sich dann mit den Protestierenden draußen – die dank massiver Gewaltanwen-
dung seitens der Staatsdiener_innen nicht vordringen konnten – zu verbinden. Statt
dem erhofften Zutritt endete die Aktion mit reichlich Schlagstockeinsatz, Festnah-
men, späteren Unterkunftsdurchsuchungen und dem Entfernen der NGOs aus dem
Bella Center. Insbesondere die Ausschreitungen am „Reclaim-Power-Actionday“, ver-
bunden mit den Menschenrechtsverletzungen gegenüber den Protestierenden wäh-
rend der Woche, verdeutlichen den zweifelhaften Charakter der Konferenz, die einer-
seits vorgibt im Sinne der Zukunft Aller zu konferieren und andererseits diejenigen
unter Gewalt ausschließt, die für jene Zukunft Veränderungen im Heute fordern.

���
����������



18

Fe
ie

ra
be

nd
!  

  F
eb

ru
ar

-A
p

ril
 2

01
0 

 #
36

Wandel durch Handel mit
CO2?

Abb: Verzerrung der Länder gemäß ihrer
Emissionsraten, aus le monde diplomatique 2009

Deutschland als Welt-
marktführer) profilieren
und vom Klimawandel
profitieren, ohne dabei maßgebliche
Einschnitte im Portemonnaie oder gar Be-
schränkungen in Produktion und Konsum
auferlegt zu bekommen. So wird eifrig an
weltweit nutzbarer umweltfreundlicher
Energiegewinnung oder sparsamen Auto-
mobilen geforscht, aber nicht in Betracht
gezogen, dass aus umwelttechnischer Sicht
eine weitestgehende Überwindung des In-
dividualverkehrs wesentlich zukunfts-
fähiger wäre. Verwundern tut das jedoch
nicht – schließlich ist Deutschland auch
Exportweltmeister in der Automobil-
industrie, und so soll es ja auch bleiben.
Klimawandel ist hierzulande dennoch ein
großes Thema, denn die Voraussetzungen
hier viel Profit zu erwirtschaften, könn-
ten kaum besser sein. Unterstützt von ei-
ner starken „grünen“ Unternehmenslobby
profiliert sich Frau Merkel sehr bewusst
als Klimakanzlerin – unter der Maßgabe
natürlich, dass die Maßnahmen nicht
wachstumsschädigend sein dürfen. So
bleibt auch die deutsche und europäische
Debatte auf Effizienz beschränkt und
blendet Aspekte der Suffizienz – also der
eigenen Selbstbeschränkung bzw. Um-
orientierung in Konsumbedürfnissen, ver-
bunden mit einer radikalen Verringerung
des Energieverbrauchs und der Abkehr
vom Wachstumsparadigma – einfach aus.
Dies wird höchstens von anderen Ländern
erwartet, die ja noch nicht den hiesigen
Lebensstandard erreicht haben und dem-
zufolge auch nichts missen würden, wenn
ihnen der erwartete Konsumrausch der
westlichen Welt verwehrt bliebe. So muss
es wohl in den Ohren derer klingen, die
auf dem Klimagipfel eine Beschränkung
des CO2-Ausstoßes mittragen müssen,
von dem sie ökonomisch nie profitiert
haben.
Unter den Industrienationen differieren
natürlich auch die Interessen. So ist z.B.
die USA im Vergleich zur EU bisher kein
maßgeblicher Profiteur von „grüner“
Technologie, sondern eher Spitzenreiter
der Nationen im Pro-Kopf-Ausstoß von
CO2. Das Interesse an umweltfreundli-
cher Wirtschaftsumgestaltung ist inzwi-

schen trotzdem erwacht, denn auch die
USA decken ihren Energiebedarf haupt-
sächlich aus fossilen Brennstoffen wie Erd-
öl, -gas und Kohle. Diese blasen nicht nur
ungleich mehr CO2 in die Atmosphäre
als erneuerbare Energiequellen, sondern
müssen auch noch zu 60% importiert
werden und steigen im Preis. Verbindli-
che CO2-Ausstoß-Grenzen würden sie
aber nur dann mittragen, wenn diese nicht
ihre Konkurrenzfähigkeit beeinflussen.
D.h. sie machen eigene Verpflichtungen
von den Zielen ihrer Wirtschaftskonkur-
renten – hauptsächlich die Schwellenlän-
der China, Indien, Brasilien – abhängig,
die wiederum Beschränkungen nur gegen
Finanzausgleich eingehen würden.
Eine andere, wichtige Interessengemein-
schaft bilden schlussendlich auch jene
Länder, deren BIP (Bruttoinlandspro-
dukt) maßgeblich vom Export fossiler
Energieträger abhängig ist. So haben
insbesondere die Länder in der arabischen
Welt oftmals weniger Interesse an einer
voranschreitenden weltweiten Entkopp-
lung der Industrie von Erdöl oder Erdgas
mittels energiesparender Technologie oder
dem Ausbau erneuerbarer Energieträger.

***
Betrachtet man die (vereinfacht dargestell-
ten) wesentlichen Einstellungen verschie-
dener Staaten und Interessengemeinschaf-
ten, schwindet spätestens jetzt die Ver-
wunderung über die Ergebnislosigkeit und
macht Platz für Emotionen der Frustrati-
on. Frustration, weil kapitalistische und
profitorientierte Interessen nicht nur den
Klimawandel erzeugt haben, sondern auch

maßgeblicher Hemmfaktor für die Ein-
dämmung desselben sind. Kein Staat mit
seiner  Wirtschaftslobby würde zugunsten
der Natur für ein neues ökonomisches
System streiten. Obwohl der Verweis auf
die fortschreitende Umweltverschmut-
zung und Klimaerwärmung inzwischen als
stärkstes  Argument gegen Kapitalismus
verwendet werden könnte – denn Profit-
orientierung, Wachstumsfetisch, Privati-
sierungen und Überschussproduktion sind
eng mit Naturzerstörung verknüpft – wird
munter weiter an der Integration von Um-
weltfaktoren ins hiesige Wirtschaftssystem
gearbeitet. Statt gesellschaftliches Zusam-
menleben radikal neu zu denken, wird
Erderwärmung in Form von CO2-Aus-
stoß als Faktor sichtbar gemacht und in
das betriebswirtschaftliche Kosten-Nut-
zen-System eingefügt. Als Konsequenz
werden von Wirtschaft und EU umwelt-
freundlichere Techniken und Konzepte,
wie der  Handel mit CO2 (sog. Emissions-
handel) als ultimative Lösung gefeiert –
da sie als „ökologische Modernisierung“
zum Erhalt des Systems beitragen und bei
einigen Ländern sogar den Ruf nach
„nachholender Industrialisierung“ ober-
flächlich befrieden.

Sehr bezeichnend für den Klimagipfel und
die dahinter stehenden Interessen war die
Präsenz der Wirtschaft – besser gesagt ei-
niger Großunternehmen, die als Sponsor
der COP15 auftraten, um ihr Image grün
zu tünchen. Namhafte Autohersteller,
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Fluglinien, Energie- und Chemiekonzerne
– wie bspw. DuPont, BP, Osram, RWE,
Vattenfall (4), Mercedes-Benz und BMW –
nutzten den Gipfel, um für ihre neuesten
kohlendioxidarmen Produkte zu werben,
ihr öffentliches Ansehen zu verbessern,
Kontakte zu potentiellen Märkten zu pfle-
gen und für eine weltweite Verankerung
des sog. Emissionshandels (= CDM: Clean
Development Mechanism) zu argumentie-
ren.
Dieser sog. CDM – „Mechanismus für
umweltverträgliche Entwicklung“ – fand
2005 Eingang in das Kyoto-Protokoll. Die
dahinterstehende Marktstrategie lässt sich
so zusammenfassen: Die Industrieländer
sind qua Kyoto-Protokoll Verpflichtungen
zur Stabilisierung oder Minderung des
CO2-Ausstoßes eingegangen, so dass je-
des Land ein mehrjähriges CO2-Kontin-
gent gutgeschrieben bekommt, welches
auf die vorhandene emittierende Indus-
trie umgelegt wird. Da diese Emissions-
ziele mit der Ausrichtung hiesiger Tech-
nik und Produktionsvolumen überschrit-
ten werden (Deutschland hätte bspw.
beim derzeitigen Verbrauch in 10 Jahren
keine „Verschmutzungsrechte“ mehr),
können sich Unternehmen durch den Bau
umweltfreundlicher Technologien in be-
stimmten Schwellen- und Entwicklungs-
ländern CO2-Zertifikate dazukaufen, um
ihren Mehrausstoß betriebswirtschaftlich
„auszugleichen“. In der Theorie soll der
Prozess sowohl zur Verbreitung umwelt-
freundlicher Technologien in ärmeren
Ländern als auch zur Senkung der welt-
weiten Emissionen im Allgemeinen bei-
tragen.
In der Praxis wird jedoch deutlich, dass
der Handel mit CO2 mitunter absurde
und auch gefährliche Auswirkungen hat.
So wird mittels der Verbreitung umwelt-
freundlicher Technologien zwar langfris-
tig die wirtschaftsbedingte progressive
Steigerung des CO2-Ausstoßes vermin-
dert, nicht aber der (eigentlich notwen-
dige) absolute CO2-Ausstoß verringert.
Im Gegenteil: Es kommt durch die Bei-
behaltung der Industrie hier und den
Neubau von Kraftwerken in Schwellen-
ländern sogar zur globalen Steigerung der
Emissionen. Letztere aber werden als

CO2-Einsparung gerechnet, weil man auf
den Bau eines umweltschädlicheren Kraft-
werkes verzichtet hat. Gleichzeitig ist es
für die Unternehmen finanziell lukrativer
und weniger kostenintensiv, für den Be-
zug von Zertifikaten in diese neuen
Wachstumsmärkte zu investieren als im
eigenen Industrieland (wo der höchste
Ausstoß stattfindet) die Produktion um-
zustellen. Der RWE-Konzern bspw. er-
wirbt dank CDM durch den Bau von
technologisch neuen Kohlekraftwerken in
China CO2-Zertifikate, mit denen er die
Verschmutzung durch hiesige Kohlekraft-
werke ausgleichen kann. Dass so die aus-
gebaute Förderung von Kohle als Klima-
schutz geltend gemacht werden kann, ist
nicht nur widersprüchlich, sondern ver-
deutlicht auch, welche Interessen mit-
schwingen, wenn die Staaten und Unter-
nehmen solcherlei Antworten auf den
Klimawandel finden. Der Emissions-
handel wird wohl als Errungenschaft ge-
feiert, weil er die zwei antagonistischen
Systeme „Natur“ und „Kapital“ verbindet
und als „Naturkapital“ verwertbar macht.
Gerade das aber ist das Problem: Das
Recht unser aller Luft zu verschmutzen
wird zur profitablen Ware. Die dahinter
stehende wirtschaftliche Wachstums-
orientierung aber führt zu einer immer
größeren Verknappung jener sauberen
Luft – eine kapitalistische Notwendigkeit,
die letztlich völlig am eigentlichen Ziel
vorbei geht. Der Versuch der Ökonomisie-
rung von CO2 greift zu kurz, da er in sei-
ner Konsequenz nicht ressourcensparen-
de Selbstbeschränkung, sondern ressour-
censchonendes Wachstum zum Ziel hat.
Oder um es mit El-
mar Altvater auszu-
drücken: „Man kann
die Natur nicht da-
durch retten, dass
man das Recht, sie zu
verschmutzen, in
eine an der Leipziger
Strombörse handel-
bare Ware verwan-
delt. […] Aber viele
notwendigen Dinge
sind eben nicht ren-
tabel: Es lässt sich

kein Geld damit verdienen, etwas nicht
herzustellen.“ (5)
Der Emissionshandel ist also schon durch
seinen ökonomischen Ansatz zum Schei-
tern verurteilt. Zwar bringt er Unterneh-
men dazu Umweltschäden als Kosten-
faktor mitzurechnen, kann aber nicht die
drohende Erderwärmung effektiv stop-
pen. Zudem ist der Handel mit CO2 nur
für Großkonzerne profitabel, da sich die
CDM-Zertifizierung erst ab Einsparun-
gen von ca. 15.000 Tonnen CO2-Äqui-
valenten rechnet. Da unabhängige Studi-
en zudem davon ausgehen, dass 40% al-
ler CDM-Zertifikate „faul“ sind, also
bspw. unrealistisch große Mengen an ein-
gesparten Verschmutzungen zertifizieren,
wird das System nicht mal formalen An-
sprüchen gerecht.
Alles in allem spiegelt CDM auch global-
politische Verhältnisse wieder: Die eigent-
lichen jahrhundertelangen CO2-Ver-
schmutzer verdienen sich nun durch den
Bau umweltfreundlicher Technologie im
Süden eine goldene und imagefördernde
Nase und können gleichzeitig den hiesi-
gen Produktionswahnsinn inklusive
Verschmutzung beibehalten. Der Westen
kauft sich mit guter Luft aus dem Süden
frei – nur schade, dass dem Süden trotz-
dem die Luft zuerst ausgehen wird. Das
Geschäft mit den Verschmutzungs-
zertifikaten ist profitabel und wäre mit
weltweiten Verpflichtungen auch noch
konkurrenzfähig. Wohl deshalb argumen-
tieren Großunternehmen hierzulande in
„grüner Manier“ für die globale Veranke-
rung des CDM.
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Welch weitere groteske Auswirkung der
CDM (Clean Development Mechanism)
hat, lässt sich auch gut am Beispiel Mon-
santo verdeutlichen: Der einstige Chemie-
konzern, der sich heute mit der Entwick-
lung und Verbreitung von genmani-
pulierten Sojapflanzen einen weltweiten
Namen macht, hat inzwischen bewirkt,
dass dieses Soja CO2-Zertifikate gutge-
schrieben bekommt, wenn es für die Bio-
dieselproduktion verwendet wird. Bisher
beschränkt sich das aber auf Soja-Flächen,
die nicht neu gerodet, sondern bereits
vorher landwirtschaftlich genutzt wurden.
Das wiederum reicht Monsanto nicht,
denn der Konzern will mit jedweden An-
bau seiner Pflanzen, inklusive des Un-
krautvernichtungsmittels (Roundup)
CO2-Zertifikate verdienen, mit der Be-
gründung, es sei kein Pflug mehr nötig,
so dass CO2 nicht aufgewirbelt würde,
sondern in der Erde eingeschlossen bleibt.
Dass damit weitere Waldrodungen (also
die Vernichtung unsere natürlichen CO2-
Binder) zum Anbau von Gen-Soja ge-
rechtfertigt und ein hochgiftiges boden-
und tierwelt-tötendes Pestizid das Prädi-
kat „umweltfreundlich“ bekommen wür-

Exkurs: Die grüne Monsanto-Weste

Die Präsenz großer Unternehmen in
Kopenhagen macht vor allem eines deut-
lich: Ihr Bestreben sich mit einem um-
weltfreundlichen Image den Einfluss auf
globale Entscheidungen zu sichern. Sys-
temkonforme, profitable „Umwelt-
konzepte“ gefallen Staat und Kapital und
sollen radikaleren Forderungen den Bo-
den entziehen. Wie sehr sich dabei die
Interessen der Staaten mit denen ihrer
Konzerne verschränken, verdeutlicht nicht
nur das Beispiel Monsanto, sondern auch
die gesamte Debatte der Staatsvertre-
ter_innen in Kopenhagen. Denn die Un-
einigkeit in Bezug auf ein gemeinsames
Abkommen war nur ein Spiegel der un-
terschiedlichen nationalen Interessen, die
sich maßgeblich aus der jeweils ansässi-
gen Industrie speisen. So argumentieren

den, widerspricht zwar jeder Naturschutz-
logik, wird aber in betriebswirtschaftlicher
Manier ausgeklammert. Schließlich geht
es ja lediglich um den verhinderten CO2-
Ausstoß und nicht um den Gesamt-
zusammenhang. Für diese Strategie lässt
Monsanto auch einiges springen und en-
gagiert sich seit Jahren als herausragender
Lobbyist u.a. beim „Runden Tisch für ver-
antwortliches Soja“ (RTRS), der Mon-
santo-Soja auch als „verantwortungsvoll“
zertifiziert und so den Weg zur künftigen
CDM-Anerkennung freimacht. In Sachen
Umweltpolitik spielt Monsanto generell
den großen Lobbyisten in den USA, pak-
tiert global mit CDM-, Landwirtschafts-
und Umweltorganisationen sowie der US-
amerikanischen Regierung, um für seine
Roundup-Ready-Sojapflanzen-Herstellung
als „Klimaschützer“
zertifiziert zu werden.
Durch sein Engage-
ment und die guten
Regierungskontakte
gelang es Monsanto
auch, die Idee der
CDM-Anerkennung
von CO2-Senken

(also die Anerkennung von Boden und
Wald als CO2-Speicher, um die eigenen
Felder als umweltfreundlich zertifiziert zu
bekommen) auf den Verhandlungstisch
für das Kyoto-Protokoll zu bringen. Die
Festschreibung dessen war jahrelang von
den USA zur Bedingung gemacht worden,
um das Kyoto-Protokoll anzuerkennen –
denn so würden nicht nur die Roundup-
Ready-Sojafelder, sondern generell 25 Mil-
lionen Hektar des US-Farmbodens als
CO2-Senken anerkannt werden. Diese ag-
gressive Lobbyarbeit von Monsanto wur-
de auch in Kopenhagen thematisiert –
nicht von den Konferenzteilnehmenden,
sondern von den NGOs. So kam es auch,
dass Monsanto und RTRS den „Angry
Mermaid Award” verliehen bekamen (6).

Der Fisch stinkt
vom Kopfe her

die Industrieländer vermeintlich auf-
opferungsvoll in Bezug auf Naturschutz,
mithilfe von Konzepten wie dem Emis-
sionshandel – und profitieren dabei, da
die neue Technologie in den eigenen Rei-
hen hergestellt wird. Da den Staaten ein
hohes Bruttoinlandsprodukt ebenso hei-
lig ist, wie den Unternehmen die prall-
gefüllte Geldbörse und sich die Menge an
Macht auch proportional zum Reichtum
verhält, haben die Industrieländer wieder
einmal die besseren Karten. Langfristig
bringen mächtig gewordene Schwellenlän-
der wie China, Brasilien oder Japan zwar
das hegemoniale Verhältnis aus dem
Gleichgewicht – das System jedoch brin-
gen sie erwartungsgemäß nicht zu Fall. Im
Falle des Emissionshandels bspw. profitie-
ren Länder wie China, denen für ein paar
Zertifikate neue Kraftwerke ins Land ge-
setzt werden, um ihr Interesse an „nach-
holender Industrialisierung“ gleich mit

vermeintlichem Umweltschutz und pro-
fitabler Technikinnovation zu verbinden.
Den Armen dieser Welt ist damit aber
leider nicht geholfen. Dank der rigiden
Migrationspolitik rund um „Festung
Europa“ haben diese auch wenig Chan-
cen aus der Armutsfalle zu entkommen.
Dass Armut sich angesichts der Erd-
erwärmung verschärfen wird, ist allgemein
bekannt – alternative Konzepte mit de-
nen der Problematik begegnet werden
könnte, leider weniger. Tatsächlich brau-
chen wir nicht nur offene Grenzen, um
Menschen aufzunehmen, deren Auskom-
men langfristig gedacht durch die westli-
che Industrialisierung zerstört wurde, son-
dern auch einen generellen, radikalen
Wandel weg vom wirtschaftlichen Wachs-
tumsparadigma und der Profitorientie-
rung. Statt Konkurrenzindustrie mit ein-
hergehendem vermeintlichen Wachstums-
zwang und Überproduktion, sollte mit Be-
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1

2
(1) Zusammenschluss der 192 UN-Staaten, die das Dokument „zur Kenntnis“ nahmen
(2) Zum Vergleich: Die Rüstungsausgaben weltweit betrugen 1454 Milliarden Euro im Jahr 2008.
Mit anderen Worten: jährlich werden 7-10 mal mehr Gelder für Rüstung ausgegeben als notwen-
dig wären, um allen Entwicklungsländern eine klimafreundliche Umgestaltung ihrer Wirtschaft
zu ermöglichen. LE MONDE diplomatique 2009
(3) COP15 = Offizielle Bezeichnung der 15. UN-Konferenz zum Klimawandel in Kopenhagen
(4) Vattenfall bspw. präsentierte sich in „Hopenhagen“ (so wurde offiziell das Spektakel auf dem
Kopenhagener Markt zur Gipfelzeit genannt) als Sponsor und Umweltfirma via Windräder, ob-
wohl sie in Brandenburg ganze Dörfer für ihren Kohleabbau umsiedeln lassen und derzeit bei
Hamburg das größte Kohlekraftwerk Europas bauen. Dafür wurden sie auch von Greenpeace
zum „klimaschädlichsten Stromanbieter Deutschlands“ gekürt und bekamen im Mai 2009 den
„Climate Greenwash Award“ verliehen.
(5) Elmar Altvater in: „Vermessung der Utopie“, 2009, S.46f
(6) Der Preis der „wütenden Meerjungfrauen“ wurde ins Leben gerufen, um die Rolle der Unter-
nehmens-Lobbyisten und Gesellschaften aufzudecken, die Klimagespräche u.a. Klimamaßnahmen
sabotieren, indem sie profitable, falsche Lösungen propagieren. Siehe auch: http://
www.angrymermaid.org

dacht nach Bedarf produziert, ausge-
tauscht und konsumiert werden. Dafür
würden auch erneuerbare Energien rei-
chen. In einer Gesellschaft, in der die
Versorgungssysteme (wirklich) vergemein-
schaftet sind, also in dezentralisierten Zu-
sammenhängen gemeinsam geplant, pro-
duziert, konsumiert und verwaltet wird,
besteht die Chance, tatsächlich zum Woh-
le Aller im Einklang mit der Natur zu pro-
duzieren. Auch im Bereich der Mobilität
müssten Eigentumsverhältnisse verändert
werden: Vergemeinschaftete, billige öf-
fentliche Verkehrsmittel führen langfris-
tig zur Überwindung des Individualver-
kehrs und der damit einhergehenden Um-
weltverschmutzung. Die radikalen Verän-
derungen der Lebensverhältnisse wirken
angesichts derzeitiger Zustände utopisch

���
����������

BUKO

Bundeskoordination
Internationalismus

COMMONS, ALLMENDE, GEMEINGÜTER

WIR IN EUROPA, DIE EU IN DER WELT,
ODER: DER INNERE UND ÄUß ERE KO-

LONIALISMUS EUROPAS.

und müssen erst hart erkämpft werden.
Zeitgleich lohnt es sich aber auch im Klei-
nen die eigenen Gewohnheiten, den Um-
gang mit der Natur, die gewählten Ver-
kehrs- und Lebensmittel und die eigene
solidarische Praxis kritisch zu reflektieren.
Ein Leben im Einklang mit der Natur be-
deutet nicht zwangsweise in Enthaltsam-
keit leben zu müssen. Dafür aber braucht
es einen politischen Willen. Von den 195
Staatsvertreter_innen und etlichen Unter-
nehmen auf dem Kopenhagengipfel ist
diesbezüglich selbstverständlich nichts zu
erwarten. Um so mehr sind wir gefragt.
Das Umweltargument kann – richtig an-
gewandt – das global etablierte kapitalis-
tische System gewaltig in’s Wanken brin-
gen. Also packen wir’s an!

momo

Schwerpunktideen des Kongresses:

13.-16. Mai 2010 in Tübingen

http://www.buko.info/blog33
http://www.buko-braucht-kohle.de
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Das Wissen über die EU, über ihre Funk-
tions- und Herrschaftsweise ist lückenhaft.
Und das Verhältnis einer internationa-
listischen, herrschaftskritischen Linken
zur EU ist unklar. Vielleicht weil wir die
Utopie einer „postnationalen Konstellati-
on“, eines Europas von unten in einer Welt
von unten nicht weitergedacht haben?
Gibt es eine europäische Linke und wel-
che Rolle spielt diese in Europa? Wie tra-
gen wir zu Diskursen um Entwicklung,
Nachhaltigkeit, Menschenrechte, Klima-
wandel usw. bei, die der EU zur Durch-
setzung eigener Interessen nutzen? Um das
herauszufinden, müssen wir zunächst in
Erfahrung bringen, wie die EU im Rest
der Welt, von den Bewegungen des glo-
balen Südens, wahrgenommen wird, was
dort an der Europäischen Außen- und
Sicherheitspolitik, der Entwicklungs-,
Umwelt/Klima- und Migrationspolitik
kritisiert wird. 125 Jahre Berliner Afrika-
Konferenz bietet sich hierfür als Anlass an.

... das kann vieles sein: Boden, Wasser,
Luft, Wissen, Geschichten, die Räume der
Städte, die soziale Infrastruktur für Ge-
sundheit, Materielles und Immaterielles,
sehr altes oder ganz neu geschaffenes. Wo
liegt überhaupt das emanzipatorische Po-
tential einer Diskussion um Gemeingü-
ter? Wie kann das neoliberale Dogma ent-
zaubert werden?

RWE, Vattenfall, Monsanto: *www.klima-luegendetektor.de
Zu den Klimaprotesten: *http://at.indymedia.org/node/16619
*www.guardian.co.uk/environment/video/
2009/dec/17/copenhagen-climate-change
*www.vimeo.com/8231100
Allgemein:
*Le MONDE diplomatique, Atlas der Globalisierung 2009
(insb. S.70-98)
*http://carta.info/19844/der-klimagipfel-im-netz/
*www.wir-klimaretter.de
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ein Gutschein (2 Personen) für die phänomenale
Sauna auf dem Wagenplatz „Toter Arm“

1. Preis:1. Preis:1. Preis:1. Preis:1. Preis:
das ultimative Feierabend!-Selbstaufwertungs-
und-Viertelabwertungs-Set (FeSeViSe)

2. Preis:2. Preis:2. Preis:2. Preis:2. Preis:

ein lecker Frei-Essen in der
Vleischerei (Plagwitz)

3. Preis:3. Preis:3. Preis:3. Preis:3. Preis:

...
ohne
Ende
Kleidermarken für
jeweils einen schicken Artikel
aus dem Umsonstladen der G16

Und alsUnd alsUnd alsUnd alsUnd als
TrostpreiseTrostpreiseTrostpreiseTrostpreiseTrostpreise
gibt es:gibt es:gibt es:gibt es:gibt es:

WAAGERECHT
1 Militantes Mittel des Arbeitskampfes?
5 Vertraglich festgehaltener Lohn einer Branche?
6 Feind der Spontanität ist die?
11 Bei Problemen mit dem Rechtsstaat unterstützt Dich die?
12 Die alte ABM heißt jetzt?
14 Wer sang ‘Das ist unser Haus!’?
15 Abk. für die Alternative Wohnungsbaugenossenschaft
aus Connewitz?
16 Tiermetaphorik für ‘Polizei’?
17 Illegale Institution der deutschen Arbeitsverwaltung?
19 Zwangszustand der Unterordnung?
24 Global denken, und wie handeln?
25 Abk. der Tübinger Informationsstelle Militarisierung?
26 Verteidigungsstellung im Straßenkampf?
27 Dezentral organisierte WiderstandskämpferInnen?
30 Kämpferische Arbeitsniederlegung?
31 Ort des Tausches, Götze des Liberalismus?
32 Vom Feierabend! brauche ich unbedingt mal ein?
33 Mittel des kollektiven zivilen Ungehorsams?
35 Anarcho-syndikalistische Gewerkschaft in Spanien?
38 Die Rente ist?
39 Die beste Vokü der Stadt gibt’s wo?
41 Herbei, zum ersten?
44 Ehemalige Hochdeponie im Leipziger Süden?
45 Denkmittel des Ambivalenten?
47 Jährlicher Gewinn bei Aktiengeschäften?
48 Name der Sicherheitsagentur für die
Europäischen Außengrenzen?
49 Besetztes Theater im Hamburger Schanzenviertel?
52 Die reine Negation des Standpunktes?
53 Theoriezirkel ohne Anschluss an
eine soziale Bewegung in den 70igern?
54 Moderne Bezeichnung für Armenspeisung?
55 Sicheres Verschlüsselungs-Programm bspw. für E-Mails?
56 Kein Krieg, kein Gott, kein?
57 Abk. für den digitalen Überwachungschip in Reisepässen?
59 Die bürgerlichen Unternehmer haben allerlei Visionen,
wir dagegen konkrete?
60 Modernes Richtschwert zur ‘Humanisierung’ von
Hinrichtungen seit 1792?
64 Der sogenannte ‘Genosse der Bosse’ war?
66 Name des Bau- und Aktivspielplatzes
in der Klingenstraße?
68 Die nach Marx ausgebeutete Klasse?

71 Produzenten des Leichentuches für Deutschland?
72 Über’m Strand liegt das?
73 Wer hat uns verraten?
75 Freies Radio in Halle?
76 Akkumulierende Geldmittel?
77 Als was lässt sich eine Zeitarbeiterin während
Arbeitskämpfen am besten einsetzen?
79 Plötzliche Ausschreitungen gegen die Ordnung?
80 Was muss nach Kropotkin erobert werden?
82 Wenn Du nicht mehr weiter weißt, bilde einen?
83 Wenn das deutsche Parlament den
Bock schiesst, gibts den?
84 Speerspitze der Kommerzialisierung sauberer Luft?
86 Wer verrät uns nie?
87 Altgriechischer Gründer einer Kommune (Kepos)
am Rande Athens?
90 Legendäre Schlacht deutscher
AtomkraftgegnerInnen 1981 bei?
91 Die Regierungen wechseln, es bleibt die?
92 Völlig überschätztes Sprachrohr Gottes auf Erden?
93 Abk. der einzigen anarchosyndikalistischen
Gewerkschaftsförderation in Deutschland?
94 Deeskalationstaktik auf Demonstrationen?

SENKRECHT
2 Aufständische Bauernbewegung im Vorfeld des deutschen
Bauernkrieges 1524-26?
3 Basisdemokratische Delegierte ohne Parteibindung?
4 Christliche Rechtfertigung des Kolonialismus?
7 Parteiorganisation der Nationalen SozialistInnen und
FaschistInnen?
8 Leipziger Online-Vernetzungs-Plattform
linker Projekte?
9 Mehr als Denksport!
10 Mehrzahl des lateinischen Wortes für ‘Versammlung’?
13 Großer Waffenlobbyist im Zusammenhang mit der
Parteispendenaffäre der CDU in den 90igern?
18 Abk. für die neuere Gesamtausgabe
der Marx&Engels-Schriften?
20 DAS Leipziger Szeneblatt des neuen Jahrtausends?
21 Anarchistisches Verlags-U-Boot?
22 Bewußt außerhalb des Gesetzes organisiert?
23 Form der Selbstermächtigung?
28 Kein Sex mit?
29 DAS Leipziger Szeneblatt der 90iger?

30 Gewerkschaftliche Organisationsform des Anarchismus?
34 Geldgrab unter der Leipziger Innenstadt?
36 Ein besetztes Haus nennt mensch auch?
37 Die polizeiliche Pauschal-Fahndung anhand bestimmter
Erkennungsmerkmale erfolgt per?
40 Großer Modernisierer des politischen Theaters?
42 Umwälzender Befreiungsprozeß?
43 Mythische Gemeinschaft der Staatsbürger?
46 Stadtviertelweite PassantInnen-Überprüfung
der deutschen Polizei?
47 Altes nationalökonomisches Mittel in Wirtschaftskrisen
(nach Luxemburg)?
50 Theaterform der politischen Agitation?
51 Name des Leipziger Bau- und Aktivspielplatzes
in der Klingenstraße?
52 Begriff aus der Stadtentwicklungstheorie über den
Zusammenhang von Aufwertung und Verdrängung?
55 Vielliebelei?
58 Winkelement bei politischen Veranstaltungen?
61 Berüchtigter Kopf der US-Amerikanischen
Kommunistenverfolgung in den frühen 50igern?
62 Von der Angst vor dem sozialen Abstieg
am meisten betroffene Einkommensschicht?
63 Liebevolle Bezeichnung der Connewitzer Punkermeile?
65 Französische Widerstandsbewegung gegen die Besetzung
durch das faschistische Deutschland im 2. Weltkrieg?
67 Einen Tarnserver zur IP-Verschleierung
nennt mensch auch?
69 Dreibeiniger Riese für passive Widerstandsaktionen?
70 Anarchistisch für ‘freiheitlich’?
74 Moderne Organisationsform, die die Trennung von
Haus- und Betriebswirtschaft teilweise wieder aufhebt?
78 Antifaschistische Losung im
Spanischen Bürgerkrieg 1936-39?
80 Das Freie Radio aus Leipzig ist?
81 Mexikanische Region, die teilweise
unter zapatistischer Selbstverwaltung steht?
85 Studentisches Stellvertreterorgan
ohne allgemeinpolitisches Mandat?
88 Abk. der Initiative gegen jeden Extremismusbegriff?
89 Propaganda durch die?

Deine Lösung schickst Du am besten perDeine Lösung schickst Du am besten perDeine Lösung schickst Du am besten perDeine Lösung schickst Du am besten perDeine Lösung schickst Du am besten per
Mail mit Deinem Namen und Adresse bis zumMail mit Deinem Namen und Adresse bis zumMail mit Deinem Namen und Adresse bis zumMail mit Deinem Namen und Adresse bis zumMail mit Deinem Namen und Adresse bis zum
10.04.2010 an: feierabendle@web.de10.04.2010 an: feierabendle@web.de10.04.2010 an: feierabendle@web.de10.04.2010 an: feierabendle@web.de10.04.2010 an: feierabendle@web.de

Und die Lösung lautet...Und die Lösung lautet...Und die Lösung lautet...Und die Lösung lautet...Und die Lösung lautet...
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Mit seinen 80 Jahren ist das Babylon Mit-
te ein Kino mit Tradition, und dazu noch
das einzige durch die Stadt Berlin subven-
tionierte halb-kommunale Kino. Als Pro-
grammkino verfolgt es großteils einen al-
ternativen bzw. gesellschaftskritischen
Anspruch. Doch heißt das noch lange
nicht, dass auch die Arbeitsbedingungen
diesem Anspruch folgen würden. Im Ge-
genteil: Die Neue Babylon GmbH mit ih-
ren Geschäftsführern Timothy Grossman
und Tobias Hackel, die das Kino betrei-
ben, dachte nicht im Traum daran, ihre
Beschäftigten fair zu behandeln. Irgend-
wann hatten dann die VorführerInnen,
Servicekräfte und anderen Angestellten
die Schnauze voll: „Wir haben genug von
der schlechten Bezahlung (5,50-8 Euro
pro Stunde), befristeten Arbeitsverträgen,
Kündigungen unmittelbar vor Ablauf der
sechsmonatigen Probezeit, genug davon,
dass man es kaum wagen kann, nach
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall oder
bezahltem Urlaub zu fragen, dass es we-
der Nacht- noch Feiertagszuschläge gibt,
kurzum: genug davon unter vollkommen
prekären Bedingungen zu arbeiten.“ (1)
Die Zeit der Entmündigung endete im
Babylon in dem Moment, als Beschäftigte
aufhörten, willige Werkzeuge zu sein.

So richtig los ging es im No-
vember 2008, als die Beschäf-
tigten einen Betriebsrat auf-
bauten. Die Antwort der Ge-
schäftsführer ließ nicht lange
auf sich warten: Einem Be-
teiligten wurde der Vertrag
nicht verlängert, in den er sich
daraufhin wieder einklagte, ei-
nem Anderen verantwortungs-
volle Aufgaben entzogen.
Im Januar 2009 suchten die
Beschäftigten den Kontakt zur
FAU Berlin  (Freie Arbeiter-
Innen-Union), tauschten sich

aus und entwickelten Forderungen. Eine
FAU-Betriebsgruppe gründete sich und
die FAU wurde gegenüber der Geschäfts-
führung als „im Betrieb vertretene Ge-
werkschaft“ angekündigt. Für die Zeit der
Berlinale im Februar 2009 forderte die
Betriebsgruppe aufgrund erheblicher
Mehrbelastung einen Zuschlag. Die For-
derung wurde ignoriert und es kam zu
einer Protestkundgebung am 13.02. vor
dem Babylon Mitte. Einem FAU-Mitglied
wurde wegen der Teilnahme gekündigt.
Daraufhin wurde eine Kampagne für die
Rücknahme der Kündigung eingeleitet,
die die Geschäftsführung zum Angebot
von Gesprächen zwang.
Es folgten verschiedene Betriebsversamm-
lungen, an denen die FAU Berlin auf Ein-
ladung des Betriebsrates regelmäßig teil-
nahm. Im Laufe dieser Beratungen, in die
90 % der Beschäftigten einbezogen wer-
den konnten, wurde ein Haustarifvertrags-
entwurf erarbeitet. Dieser wurde auf die
konkreten Bedingungen im Kino Babylon
Mitte zugeschnitten und beinhaltet auch
Forderungen der Kampagne „Keine Ar-
beit ohne Lohn“(2). So wurden für Prak-
tika ein Ausbildungsplan, die Garantie des
Praktikumscharakters (z.B. dürfen
PraktikantInnnen nicht fest in
den Arbeitsablauf ein-
geplant wer-
den) und ei-

ne monatliche Aufwandsentschädigung
von 600 Euro gefordert.
Am 04.06. legte die FAU Berlin der Ge-
schäftsführung den Entwurf vor und for-
derte sie zu Gesprächen auf. Die Neue
Babylon Berlin GmbH  lehnte jedoch Ver-
handlungen ab. Daraufhin erklärte die
anarcho-syndikalistische Gewerkschaft der
Geschäftsführung den Arbeitskampf. In
den folgenden Monaten standen fast täg-
lich Mitglieder und SympathisantInnen
der FAU vor dem Kino, verteilten Flyer
und informierten über die Zustände im
Betrieb. Der Fall wurde in die Öffentlich-
keit getragen.
Geradezu hilflos versuchte die Geschäfts-
führung die Beschäftigten vor der FAU zu
warnen: sie werde vom Verfassungsschutz
(VS) beobachtet. Ein seltsames Manöver,
wenn man selbst von der Linkspartei ab-
hängig ist, die ja auch hier und dort vom
VS beobachtet wird. Anfang Juli versuch-
te die Geschäftsführung die Befugnisse des
Betriebsrats zu beschneiden, indem Be-
schäftigte in ein Zweitunternehmen aus-
gelagert werden sollten, um damit die An-
zahl der Angestellten von einst über 30
auf unter 20 zu drücken. Inzwischen hat

ein Gericht festgestellt, dass beide
Unternehmen zusammen-

gehören und diesem
Manöver ei-

n e n

Mehr als nur ein Arbeitskampf!
Die Die Die Die Die FAU BerlinFAU BerlinFAU BerlinFAU BerlinFAU Berlin, das Kino , das Kino , das Kino , das Kino , das Kino Babylon MitteBabylon MitteBabylon MitteBabylon MitteBabylon Mitte und die Gewerkschaftsfreiheit und die Gewerkschaftsfreiheit und die Gewerkschaftsfreiheit und die Gewerkschaftsfreiheit und die Gewerkschaftsfreiheit

Von Entmündigung ...Von Entmündigung ...Von Entmündigung ...Von Entmündigung ...Von Entmündigung ...

…  zum Arbeitskampf ...…  zum Arbeitskampf ...…  zum Arbeitskampf ...…  zum Arbeitskampf ...…  zum Arbeitskampf ...
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Riegel vorgeschoben.
Am 11.07. wurden die Geschäftsführer er-
neut zu Verhandlungen aufgefordert und
vor einer Eskalation des Arbeitskampfs
gewarnt. Kurz darauf rief die FAU Berlin

zum Boykott auf, in den auch das Zweit-
unternehmen der Geschäftsführer mit ein-
bezogen wurde. Auch jetzt wurden fast
täglich vor dem Kino Flyer verteilt. Es
kam zu verbalen Ausfällen von Timothy
Grossman gegenüber BesucherInnen, die
Flyer annahmen.

Auch die öffentliche Subventionierung
wurde zum Thema gemacht: Am 27.07.09
nahm ein offener Brief Senat und Links-
partei in die Verantwortung für die Ar-
beitsbedingungen in dem von ihnen geför-
derten Kino. Zuerst wies die Linkspartei
ihre Verantwortung zurück. Sie dürfe sich
nicht in den Tarifkonflikt einmischen.
Doch am 29.08. erklärte Albers, Landes-
vize der Linkspartei, er suche das Gespräch
mit Grossman und trete als „Moderator“
auf. Die Frage, zwischen wem er moderie-
re, blieb ungeklärt, denn mit den Beschäf-
tigten selbst sprach er nicht.
Ende August bis Anfang September war
das Babylon Thema der Haushaltsdebatte
im Senat. Der politische Druck wuchs,
denn angesichts der Arbeitsbedingungen
im Babylon, die eine breite Öffentlichkeit
gefunden hatten, wurde es schwieriger, die
Subventionen zu rechtfertigen. Ein öffent-
lich subventioniertes Kino als tarifver-
tragsfreier Raum? Das war immer weni-
ger vorstellbar. Die Geschäftsführung war
durch den Arbeitskampf an den Punkt
gelangt, wo sie verhandeln musste.

Am 03.09. tauchte dann quasi aus dem
Nichts ver.di auf und kündigte Verhand-
lungen mit der Geschäftsführung an.

Andreas Köhn, der ver.di-
Fachbereichsleiter für Medien in Berlin-
Brandenburg erklärte dies gar zur „Chef-
sache“. Die Geschäftsführung selbst küm-
merte sich darum, die entsprechende
Pressemitteilung freudestrahlend im Ver-
trieb zu verteilen.
Der Verdacht lag nahe, dass mit diesem
ver.di-Manöver der Arbeitskampf unter-
laufen werden sollte. Die FAU Berlin mel-
dete sich mit einem offenen Brief zu Wort.
Am 22.09. bekannten sich ver.di-Mitglie-
der im Betrieb zu den Forderungen der
FAU Berlin bzw. der Betriebsgruppe und
forderten dazu auf, einen gemeinsamen
Tarifvertrag zu verhandeln. Es kam zu Ge-
sprächen, aber Köhn verhielt sich hinhal-
tend.
Und spätestens zur „Linken Kinonacht“
am 25.09. im Babylon wurde klar, zwi-
schen wem Albers da moderiert hatte. Bei
der zentralen Abschlussveranstaltung der
Linkspartei vor der Bundestagswahl wur-
den Flyer verteilt, in der sich die Berliner
Linkspartei mit der erfolgreichen Vermitt-
lung zwischen Neue Babylon GmbH und
ver.di brüstete und die FAU Berlin auffor-
derte, ihre „Imagekampagne“ aufzugeben
(3). Damals leugnete Andreas Köhn die-
sen Hergang, und auch die damaligen Ak-
teure der Kinonacht wollen heute nichts
mehr von den Flyern gewusst haben.
Schließlich läutete diese Einmischung in
den laufenden Tarifkonflikt auch die An-
griffe auf die FAU Berlin und das spätere
de-facto-Gewerkschaftsverbot ein.
Am 07.10. dann das Boykotturteil: Auf

Antrag der Neue Babylon GmbH wurde es
der FAU Berlin untersagt, weiterhin zum
Boykott aufzurufen. Die herbstliche Kino-
saison stand kurz bevor und der Boykott
stellte eine echte Bedrohung dar. Die Ge-
schäftsführung wäre gezwungen gewesen
sich mit der FAU Berlin auseinanderzu-

setzen. So aber wa-
ren der FAU unter

Strafandrohung die
Hände gebunden

und es konnte an ihr
vorbei verhandelt

werden. Folgerichtig
kündigte ver.di auch

am folgenden Tag die
erste Verhandlungsrunde an und wollte
von dem Willen der Beschäftigten mit
Verweis auf das Urteil nichts mehr wis-
sen. Proteste und eine Kundgebung vor
dem Babylon folgten.
Am 21.10. unterzeichneten 75% der Be-
schäftigten einen Forderungskatalog, der
die Inhalte des damaligen Entwurfs des
Haustarifvertrags bekräftigte. Sie forder-
ten Köhn auf, den Willen der Betriebsver-
sammlung zu respektieren und nicht im
Alleingang die Verhandlungen zu führen.
Es nützte nichts. Am 28.10. begannen die
Verhandlungen, am 01.11. distanzierte
sich die FAU Berlin vom Alleingang von
ver.di Berlin.
Trotzdem war der Arbeitskampf erfolg-
reich: Die Geschäftsführung wurde ge-
zwungen, über einen Tarifvertrag zu ver-
handeln und der Senat fühlte sich am 10.
Dezember genötigt, 30.000 Euro mehr an
Fördermitteln für das Kino Babylon Mitte
einzustellen – reserviert für Lohnerhöhun-
gen. Diesen Erfolg versuchen natürlich
auch ver.di und Andreas Köhn für sich

…  zurück zur…  zurück zur…  zurück zur…  zurück zur…  zurück zur
Stellvertretungspolitik ...Stellvertretungspolitik ...Stellvertretungspolitik ...Stellvertretungspolitik ...Stellvertretungspolitik ...

…  über die Ausweitung der…  über die Ausweitung der…  über die Ausweitung der…  über die Ausweitung der…  über die Ausweitung der
Kampfzone ...Kampfzone ...Kampfzone ...Kampfzone ...Kampfzone ...
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Denn auf dieser Behauptung bau-
te die nächste Klage auf, die der
FAU Berlin wiederum per „Einst-
weiliger Verfügung“ untersagte,
sich als „Gewerkschaft“ oder
„Basisgewerkschaft“ zu bezeich-
nen.
Und mit einem weiteren Angriff
soll die FAU Berlin jetzt zu hohen
Geldstrafen bzw. Ordnungshaft
für die Sekretäre verknackt wer-
den, da sie sich angeblich weiter
„sinngemäß“ als Gewerkschaft be-
zeichnen würde. Einmalig in der
Bundesrepublik Deutschland, wird
hier Gewerkschaftsgeschichte geschrieben.
Ein Skandal nicht nur für die Beschäftig-
ten im Babylon Mitte und die FAU Berlin.
Denn sollte diese Urteilsgebung Bestand
haben, würden alle ArbeiterInnen in Zu-
kunft an die selbst ernannte Einheitsge-
werkschaft gefesselt. Es gäbe keine Mög-
lichkeit, Basisgewerkschaften zu gründen.
Denn eine Gewerkschaft, die Arbeits-
kampfmaßnahmen durchführen darf, ist
nur, wer tariffähig ist (5), tariffähig kann
aber nur werden, wer eine Gewerkschaft
ist, die Arbeitskampfmaßnahmen durch-
führen darf. Insofern ist dieses Urteil de
facto da, um zu verhindern, dass die FAU
tariffähig wird. Ein Zirkelschluss, der auch
in der EU seines Gleichen sucht und den
Konventionen der International Labour
Organisation und der Europäischen Sozial-
charta Hohn spricht.

Doch die FAU Berlin lässt sich nicht un-
terkriegen, auch wenn sie sich derzeit nur
„Arbeitnehmervereinigung“ nennen darf.
Bei einem internationalen Aktionstag gin-
gen Menschen in 54 Städten in 20 Län-
dern auf der ganzen Welt, von Neusee-
land bis Japan, von Bangladesh bis zur
USA, von Schweden bis Spanien auf die
Straßen und solidarisierten sich mit dem
Arbeitskampf der Belegschaft und für die
Aufhebung des de-facto-Gewerkschafts-
verbots der FAU Berlin. In Berlin fand eine
Podiumsdiskussion mit Gewerkschafts-
linken statt, die trotz aller Differenzen da-
rin überein kam, dass die Organisations-

einzuheimsen, die keinen Funken ge-
kämpft, geschweige denn über eine Basis
im Betrieb verfügt, sondern sich der Ge-
schäftsführung mehr als gefällig gezeigt
hatten. Und wie gefällig der Tarifvertrag
tatsächlich war, der am 16.12. abgeschlos-
sen wurde, zeigt allein, dass er sofort hin-
fällig wird, wenn die Subventionen ge-
kürzt werden.
Ohne eine kämpferische Betriebsgruppe
wäre nicht mal das passiert. Trotz dieses
Erfolgs darf man wiederum nicht verges-
sen, dass ein laufender Arbeitskampf von
ver.di unterlaufen und die Beschäftigten
in ihrem Willen hintergangen und ent-
mündigt wurden. Zudem hat er dem nun
folgenden, weiteren Angriff auf die FAU
Berlin und die Gewerkschaftsfreiheit ge-
nerell massiven Vorschub geleistet.

Denn der Klassenkampf von oben ging
weiter in die Offensive: Die öffentlichen
Subventionen des Babylon Mitte wurden
schon länger für Gerichtsprozesse gegen
Beschäftigte verpulvert. Aber auch die
FAU Berlin sollte nun dran glauben. (4)
Per Missbrauch des Instruments der
„Einstweiligen Verfügung“, das eigentlich
für kurzfristige und dringende Fälle ge-
dacht ist, deren definitive Klärung aber
nur in einem „Hauptsacheverfahren“ er-
folgen kann, wurde der Boykott untersagt:
Untergejubelt wurde dabei die Behaup-
tung die FAU Berlin wäre nicht tariffähig.
Da dies kein Urteil in einem „Hauptsache-
verfahren“ ist, kann hier von einem gülti-
gen Urteil zu der Frage nicht gesprochen
werden. Dennoch hat diese Rechtskon-
struktion Folgen.

…  und rein ins Kampf-…  und rein ins Kampf-…  und rein ins Kampf-…  und rein ins Kampf-…  und rein ins Kampf-
terrain „Gerichtssaal“ ...terrain „Gerichtssaal“ ...terrain „Gerichtssaal“ ...terrain „Gerichtssaal“ ...terrain „Gerichtssaal“ ...

…  mit dem langen Atem des…  mit dem langen Atem des…  mit dem langen Atem des…  mit dem langen Atem des…  mit dem langen Atem des
Anarcho-Syndikalismus!Anarcho-Syndikalismus!Anarcho-Syndikalismus!Anarcho-Syndikalismus!Anarcho-Syndikalismus!

Aktuelle Infos:
www.fau.org/verbot
http://prekba.blogsport.de

Chronologie:
http://prekba.blogsport.de/2009/12/15/
chronologie-zum-konflikt-im-kino-babylon/

Die Dokumente zu den Verfahren:
www.fau.org/verbot/art_100106-234648

Die Tarifverträge bzw. Entwürfe:
http://prekba.blogsport.de/materialien/

(1) http://prekba.blogsport.de/einfuehrung-
introduction/
(2) www.keine-arbeit-ohne-lohn.de
(3) Der Flyer ist online einsehbar:
www.fau.org/verbot/art_100202-015006
(4) Das Urteil gilt nur für das „Allgemeine
Syndikat der FAU Berlin“, da die FAU eine
Föderation von unabhängigen Gewerkschaf-
ten ist, eine Art Dachverband, wie der DGB
auch einer ist.
(5) In der BRD darf man nur für Tarifverträ-
ge einen Arbeitskampf führen. Für die Tarif-
fähigkeit gibt es verschiedene Kriterien, z.B.
gegnerfrei d.h. unabhängig vom Arbeitgeber
und soziale Mächtigkeit d.h. Durchsetzungs-
fähigkeit eigener Forderungen.

freiheit der Beschäftigten verteidigt wer-
den muss. Sie gründeten ein Solidaritäts-
komitee, dass die FAU Berlin gegen die
Angriffe unterstützen will. Und auch zur
Berlinale gab es wieder Aktionen und
Demonstrationen.
Also der Kampf ist noch lange nicht vor-
bei, auch wenn er bereits über ein Jahr
läuft. Er hat aber Dimensionen angenom-
men, die so niemand erwartet hatte. Aus
dem Arbeitskampf für bessere Arbeitsbe-
dingungen im kleinen Kino Babylon ist ein
Kampf für die Gewerkschaftsfreiheit in
Deutschland geworden.

(kfm)
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„eministische Gesellschaftskritik“
hat sich die Zeitschrift Outside The

Box auf die Fahnen geschrieben, deren
erste Ausgabe nun, im Dezember 2009,
erschienen ist. Damit schickt das Heft sich
an, eine klaffende Lücke im (ohnehin
nicht allzu dichten) linken Blätterwald zu
füllen. Denn eben solch eine Verbindung
von feministischer und sonstiger kritischer
Theorie suchte mensch bisher vergebens.
In weiten Teilen scheint es noch ein we-
nig so, als wollten sich die Autor_innen
selbst erst mal einen Überblick über den
Stand der Diskussion verschaffen. Eine le-
senswerte Einführung in die feministische
Philosophie (anhand von Beauvoir,
Irigaray und Butler) liefert z.B. der Arti-
kel von Kristina Biene Holme. Anna Kow
fasst die bisherige Debatte über das Ver-
hältnis von Sex und Feminismus über-
sichtlich und von einer vernünftigen und
sympathischen Position her zusammen.
Ebenfalls interessant und informativ ist
das Interview mit der Journalistin Kirs-
ten Achtelik und der Filmemacherin Sarah
Diehl zum derzeitigen Stand der Abtrei-
bungsdebatte und -gesetzgebung. Das Fa-
zit ist zwiespältig. Zwar sind Abtreibun-
gen bis zum dritten Monat und unter be-
stimmten Bedingungen darüber hinaus
straffrei. Diese Regelung wird aber durch
den moralischen Druck, der von religiö-
sen und sonstigen Abtreibungsgeg-
ner_innen auf Ärzt_innen und betroffe-
ne Frauen ausgeübt wird, in Frage ge-
stellt. Dass Abtreibungen straffrei
sind, nützt wenig, wenn
kein Arzt bereit ist,
eine sol-

che vorzunehmen (abgesehen davon, dass
die dazu nötigen Kenntnisse kein norma-
ler Teil der gynäkologischen Ausbildung
sind). Auch das Dilemma der staats-
kritischen Linken in dieser Frage wird
deutlich benannt: Die Entkriminali-
sierung von Abtreibungen lässt sich rela-
tiv einfach fordern, der Ruf nach positi-
ven Rechten wird dagegen als staats-
affirmativ abgelehnt. Ohne verbindliche
Regelungen droht aber das alte Elend nur
weiter verschleppt zu werden.
Ein echtes Ärgernis ist dagegen der Text
„Die negative Dialektik des männlichen
Subjekts“ von Martin Dornis. Das „männ-
liche“ bzw. „bürgerliche Subjekt“, das
Dornis uns da präsentiert, scheint so was
wie der dunkle Zwillingsbruder des
Hegelschen Weltgeists zu sein: Wo letzte-
rer nach voller Selbstbewusstwerdung
strebt und so die Geschichte vorantreibt,
strebt Dornis´ „männliches Subjekt“ nach
Beherrschung seiner inneren und äußeren
Natur, was die Herrschaft über die als
passiv-naturhaft vorgestellten Frauen ein-
schließt. Dornis übernimmt hier eben das
Männer- und Menschenbild, das er ver-
mutlich kritisieren will, und erhebt es zur
eigenständigen Realität, zum eigenmäch-
tig in der Geschichte wirkenden „Sub-
jekt“. Bei der vom Autor angepeilten „ma-
terialistischen Kritik der Geschlech-
terverhältnisse“ kommt so auch nur ein
vermeintlich kritisch gewendeter Idealis-
mus heraus.
Nachdem das „männliche Subjekt“ erst
mal als verantwortlicher Akteur benannt
ist, kann Dornis diesem nach Belieben

allerlei Eigenschaften und Tätigkeiten
zuschreiben. Etwa so: „Das libe-

rale männliche Subjekt träumt
noch vom Glück aller auf

Kosten von Frauen [...]
Das spätkapitalistische
Subjekt träumt dage-

gen von überhaupt nichts
mehr als von der Ewigkeit

des selbst produzierten Schre-
ckens [...]“. Die nicht ganz

uninteressante Frage, wo die-

ses „Subjekt“ herkommt, wird mit einem
knappen Hinweis auf die „Bedingungen
der kapitalistischen Vergesellschaftung“
abgehakt. Ansonsten scheint Dornis dem
„Subjekt“ die göttliche Gabe der creatio
ex nihilo, der Selbsterschaffung aus dem
Nichts zuzuschreiben, wenn er z.B. sagt:
„Das Subjekt wurde wesentlich zum Sub-
jekt, indem es seine Endlichkeit an die
Frauen delegierte“, oder: „Das spätere bür-
gerliche Subjekt schmiedete in dieser Zeit
[der Hexenverfolgung] seine Freiheit und
Autonomie“. Wie kann das Subjekt etwas
schmieden oder delegieren, wenn es noch
gar nicht existiert?
Indem er das männliche Selbstbild für
bare Münze nimmt, übernimmt Dornis
ganz nebenbei auch das entsprechende
Frauenbild – Frauen tauchen hier bloß als
Opfer des „männlichen Subjekts“ auf
(etwa wenn es heißt: „Die Zerstörung der
Individualität hat ihre wesentliche Ursa-
che darin, dass die Individuierung den
Frauen vorenthalten und an ihnen voll-
zogen wurde“). Auch wenn er sicher an-
deres im Sinn hatte, reproduziert Dornis
die sexistische Trennung von „aktiv-
kulturschaffendem“ Mann und „passiv-
naturhafter“ Frau.
Zum Glück bleibt es bei diesem einen
Ausrutscher – ein paar Seiten vorher hat
Andrea Trumann weitaus Substanzielleres
zum Thema zu sagen. Marianne Pabst und
Virginia Spuhr dagegen verzetteln sich in
ihrem Artikel über „Emanzipation“ etwas

Raus aus der Schublade
 outside the box
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A
VS wirbt versteckt am schwarzen BrettVS wirbt versteckt am schwarzen BrettVS wirbt versteckt am schwarzen BrettVS wirbt versteckt am schwarzen BrettVS wirbt versteckt am schwarzen Brett

nfang Januar 2010 veröffentlichte
der Verfassungsschutz ein unverfäng-

liches Inserat am Schwarzen Brett der Uni-
versität Leipzig mit dem Titel „Mit einem
Nebenjob ins neue Jahr...“. Daraufhin
meldete sich ein linker Mensch auf Job-
Suche bei der angegebenen E-Mail-Adres-
se. Es ginge wohl um „Recherchen zur
Vorbereitung von Vorträgen“ und der Job
wäre „langfristig“ ausgerichtet.
Auf die Bewerbung des Genossen folgte
eine knappe E-Mail mit der Bitte nach ei-
ner Telefonnummer und „ein paar Infor-
mationen“ zu sich selbst. Eine kleine Ein-
tragung im Polizeiregister könnte Grund
genug gewesen sein, um den Menschen
in die engere Auswahl der Job-Suchenden
zu holen. Laut dem Genossen sei dann per
Telefon ein Treffen in einem Café im
Hauptbahnhof arrangiert worden. Unser
Bekannter staunte nicht schlecht, als im
Café nicht nur „L. Gallert“, sondern auch
ein Kollege von ihm dabei war und die
beiden sich mit Ausweisen als Mitarbei-
ter des Innenministeriums Abteilung Ver-
fassungsschutz vorstellten. Sie fragten, ob
sich der Interessent nicht für Recherchen
im linken Umfeld (wie dem Conne Island)
hergeben würde, um z.B. herauszubekom-
men, wie viele Busse zur Naziaufmarsch-
Blockade nach Dresden kämen
oder wieviele Menschen eines
Plenums tatsächlich dorthin reis-
ten. Unser Genosse brach darauf-
hin das Treffen ab und kontak-
tierte sofort Vertraute, um über
seine aufgetretenen Ängste zu
sprechen.
Der Vorfall reiht sich in die stets
wieder auftretenden Bemühun-
gen des Verfassungsschutzes ein,
Leute für sich zu werben. Aktu-
ell ging es angeblich um die Blok-
kade in Dresden oder wie bei ei-
nem anderen Anquatschversuch,
um die Gegenvorbereitungen zu
der mittlerweile auch schon ge-
laufenen Kriegskonferenz SiKo in
München. Aber bekanntlich ist
der Verfassungsschutz nicht nur an

Abteilung Bauernfänger

bei der Erörterung der diversen Vorstel-
lungen von „Befreiung“ – irgendwo zwi-
schen  dem Lutherschen und dem Kant-
schen Freiheitsbegriff geht da schon mal
der rote Faden verloren. Ein ähnliches Pro-
blem hat auch Georg Domkamp, der in
seinem Text versucht, alles was sich zum
Themenfeld „Frauen – Drittes Reich –
rechte Szene“ sagen ließe, zumindest mal
anzureißen. Der Artikel des Antifaschisti-
sche Frauenblocks Leipzig zeichnet dagegen
ein ambivalentes Bild von der Lage der
„Frauen in der DDR“: Trotz rechtlicher
Gleichstellung und staatlich geförderter
Integration in die Arbeitswelt bestanden
auch in der DDR die patriarchalen Ver-
hältnisse fort. Abgerundet wird das Heft
durch Rezensionen, Comics usw., wobei
besonders Sylvia Ehls Text zu feministi-
schen Utopien positiv heraussticht.
Kenntnisreich und unterhaltsam wird da
der Bogen vom Mittelalter bis zur moder-
nen Science-Fiction geschlagen – dieser
Artikel hätte von mir aus gerne doppelt
so lang sein dürfen.
Es bleibt nur zu wünschen, dass dieses
unterstützenswerte Zeitungsprojekt mit
den nächsten Ausgaben noch ein wenig
inhaltliches Profil hinzugewinnt. Die De-
batte ist jedenfalls eröffnet, in der Out-
side-The-Box-Redaktion ebenso wie
hoffentlich auch in einer breiteren interes-
sierten Öffentlichkeit. Zumindest ich bin
schon gespannt auf die nächste Ausgabe.

Großereignis-
sen, sondern vor allem an

unseren Strukturen interessiert.
Egal, ob direkter Anquatschversuch auf
der Straße und an der Wohnungstür oder
nichtssagende Nebenjob-Werbung in
Kleinanzeigen der lokalen Presse oder auch
im Internet, machen wir den Staatshütern
das Spiel nicht zu leicht:

Brecht jeden Kontakt zum Verfassungs-
schutz sofort ab! Macht solche Versuche
öffentlich, um den Bütteln ihr Süppchen
ordentlich zu versalzen!

solidarische Grüße von Eurer
Roten Hilfe
OG Leipzig

MEHR INFOS:
OUTSIDE.BLOGSPORT.DE

justus
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it wenigen Handgriffen lässt sich das Erscheinungsbild Ih-
rer Wohnung nach außen verschlechtern. Schon bald setzt der
Broken-Windows-Effekt (1) ein: Wohlhabende ziehen weg,
Wohnungen sind nur noch schwer zu vermieten, die Preise pur-
zeln in den Keller. Und so geht’s:

1. Das gewöhnliche Unterhemd – im englischen Sprachraum
„wifebeater“ genannt – wirkt asozial, besonders wenn Sie es zum
Trocknen vor’s Fenster hängen! Verstärken lässt sich der Effekt
durch an Balkon oder Fenster montierte Wäscheständer. Da be-
kommt jeder Investor das Fürchten!
2. Sicher ist auch Ihnen schon aufgefallen, dass in Gegenden mit
niedrigen Mieten viele Satellitenantennen die Fassaden schmü-
cken, während in wohlhabenden Vierteln derartiges nicht zu se-
hen ist. Machen Sie sich diesen Umstand selbst zunutze – mon-
tieren Sie eine Sat-Antenne an Ihre Fassade (oder drei oder vier).
Faustregel: Je mehr Satellitenantennen, desto besser die Wirkung!
3. Was könnte besser den Broken-Windows-Effekt auslösen als
ein zersplittertes Fenster? Nichts verbreitet eine so effektive At-
mosphäre der Verwahrlosung und der Heruntergekommenheit.
Gut für Sie – denn das hält Investoren fern!
4. „It looks ghetto-rigged“ sagt der Amerikaner, um nachlässig
durchgeführte Montagen und Reparaturen zu beschreiben. Ver-
breiten auch Sie eine Atmosphäre der Unsicherheit durch wild
zugetapte Fenster, Mauern, scheinreparierte Rohrleitungen etc.
Aber aufgepasst: Nicht zu kreativ werden – denn wo Kreative
arbeiten, steigen die Mieten!
5. Die SAGA (2) vermietet in St. Pauli fast nur noch an Men-
schen mit deutschem Nachnamen. Ausländer – ob mit oder ohne
deutschen Pass – bekommen immer schwerer oder gar keine Woh-
nung mehr. Das lässt sich zwar nicht beweisen, findet aber statt,
viele Familien sitzen in zu klein gewordenen Wohnungen fest,
wenn sie nicht bereit sind, St. Pauli Richtung Stadtrand zu ver-
las- sen. Bei dieser Politik scheint die SAGA davon

auszugehen, dass ausländische Namen am
Klingelschild sich negativ auf den zu er-
zielenden Mietertrag auswirken. Machen
Sie sich diesen Effekt zunutze – und fü-
gen Sie ausländische Namen auf Ihrem

Klingelschild hinzu (oder auf dem Ih-
rer Nachbarn).

Abwertung für alle!
Das Thema der Gentrifikation (die Aufwertung von Stadtviertel und daraus folgende Verdrängung der Einwohner_innen) beschäftigt uns
beim Feierabend! schon seit einiger Zeit. Dabei stießen wir auch auf Kritik: So wurde uns vorgeworfen, wir würden keine konkreten Handlungs-
möglichkeiten anbieten (siehe FA! 35). Diesen nicht ganz unberechtigten Vorwurf wollen wir natürlich nicht auf uns sitzen lassen. Zum Glück
gibt es auch andere Menschen, die sich Gedanken zum Thema machen. Die Hamburger Kampagne Es regnet Kaviar zum Beispiel, die eine
Reihe praktischer Tipps hat, wie man auf ganz legale Weise zur Abwertung des eigenen Viertels beitragen kann! Aber lest selbst...

6., 7. und 8. Besonders wenn Sie im Erdgeschoss wohnen: Las-
sen Sie Ihre Wohnung aussehen wie einen 55-Cent-Laden – oder
noch besser: wie einen gescheiterten Discounter! Denn: Keine
militante Demo ruiniert das Image einer Nachbarschaft so ef-
fektiv wie ein 55-Cent-Laden.
9. Nichts ist asozialer als eine Lidl-Tüte! Stellen Sie die auf den
Balkon oder hängen Sie sie aus dem Fenster! Die Menschen wer-
den denken, Sie hätten die Stromrechnung nicht bezahlt oder
Sie könnten sich keine Kühlschrankreparatur leisten! Auch gut:
Ware aus teuren Läden in Tüten vom Billig-Discounter nach
Haus tragen.
Konsequent und von vielen Mietern angewendet, löst das alles
eine Preisspirale nach unten aus: Die Reichen verlassen den Stadt-
teil und ziehen zurück in ihre angestammten Siedlungsgebiete
am Stadtrand, Nobelrestaurants senken die Preise – und schon
bald können Sie in eine größere, billigere Wohnung umziehen.
Und am Ende des Monats liegt eine fette Ersparnis in Ihrem
Portemonnaie.

Den dazugehörigen original Abwertungskit™ und
weitere Informationen findet ihr unter www.es-
regnetkaviar.de!

(1) Die Broken-Windows-Theorie behauptet, dass
an sich harmlose Phänomene (eingeschlagene Fens-
terscheiben an leerstehenden Häusern, Graffiti) zu
Kriminalität und schließlich zur völligen Verwahr-
losung bestimmter Stadtteile führen können, da sie
die Hemmschwelle für abweichendes Verhalten he-
rabsetzen würden.
(2) Hamburger städtische Wohnungsgesellschaft,
die derzeit vor allem wegen ihrer Rolle bei der
Umstrukturierung des Stadtteils St. Pauli in der
Kritik steht.
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„W as kommt danach?“ Diese ver-
dammte Rezension kommt nach

dem Theaterstück an einem Abend in der
Libelle, nachdem alternative Szeneleute
den Spendenkorb aufgestellt hatten, nach-
dem sie sich familiär in den Armen lagen
und 10 Minuten nach 8 angefangen hat-
ten.
Der Titel weckt Assoziationen wie
„Nah-Tod-Erfahrung“, Abrechnung
mit dem Leben, Himmel  oder Höl-
le, aber auch Hoffnung, dass da
überhaupt irgendwas ist und nicht
einfach nur das schöne Leben vorbei
ist.
Zudem wird bei dem Titel, dem Am-
biente und dem Publikum schnell klar
– hier hat sich die freie Szene was
komplett Neues ausgedacht, anstatt
die Rrrräuber oder Leonce und Lena
zum 10. Mal neu zu inszenieren.
Gleichzeitig erwacht aber auch Skepsis, ob
die dramatische Struktur, die Textqualität
und die Schauspieler einem denn die er-
wartete Unterhaltung und eine „Message“
liefern oder ob man gutwillig mitfiebern
muss, dass auch alles reibungslos abläuft.
Zur großen Erleichterung, ja Überra-
schung zieht einen das Bühnengeschehen
vom ersten Moment an in seinen Bann.
Es entwickelt sich ein Theaterstück über
das Leben, vital, spritzig, amüsant, stil-
sicher und straff getimt.
Gleich mit dem Prolog von „Charon“ dem
Fährmann beweist der Typ von einem
Schauspieler (Daniel Grunewald): Wir
sind ehrgeizig, wir sind poetisch, belesen
und haben hart geprobt.
Dann plumpst der „Baumgärtel“ (Robert
Raithel) auf den schmalen Streifen Tep-
pich zwischen den Schuhspitzen der ers-
ten Reihe und der Wand wo das Leben

„Oh ja Mann, das ist Pop!“
Theater aus dem Off: Theater aus dem Off: Theater aus dem Off: Theater aus dem Off: Theater aus dem Off: Das Licht am Ende des TunnelsDas Licht am Ende des TunnelsDas Licht am Ende des TunnelsDas Licht am Ende des TunnelsDas Licht am Ende des Tunnels

im linken Szenetreff dann wirklich auf-
hört. Er plumpst in den Limbus – die
Vorhölle, die im Stück uminterpretiert
wird, nicht als der Ort an dem man ge-
richtet wird – eine Entscheidung zu hö-
ren bekommt, sondern in ein Möbiusband
aus einem Bild von M.C. Escher, oder
dem endlosen Bürotrakt aus Kafkas Pro-
zess – wo die Widerwärtigkeiten des Le-
bens sich potenziert wiederholen.
Hier an diesem hypothetischen Ort be-
ginnt dann etwas künstlerisches, vielleicht
ein Rockmusical? oder eine Collage sze-
nischer Improvisationen. Auf jeden Fall

kommen zwei weitere Figuren hinzu, die
brilliante Angélique Saad als eine Figur
mit gespaltener Persönlichkeit: „Pauline“
und „Florence“, und Lorenz Fiedler  als
der Trottel „Häppi“.
Die drei hätten jetzt auch in einem Fahr-
stuhl stecken bleiben können, es wäre
nicht viel anders abgelaufen – als Zuschau-
er hat man einfach viel Spaß dabei zu zu-
schauen, was für freakige Momente zwi-
schen diesen drei Charakte-
ren entstehen können. Sie
singen, zitieren, zittern, per-
siflieren – nur kann man sich
hinterher schlecht dran erin-
nern, weil die Handlung
eben keine chrono-logische
Entwicklung aufweist. Sie
alle suchen nach einem Aus-
gang (Sinn) aus dem Limbus
und scheitern, sie hechten
aus der linken Tür, um dann

(nach einem Barfußsprint durch Eis und
Schnee) zur rechten Tür wieder auf das
Bühnchen zu fallen. Sie erstarren beim
Blick in  das Kühlschranklicht – der wie
die sprechende Türklinke bei Alice im
Wunderland die Erlösung symbolisiert,
doch eine mächtige Stimme aus dem OFF
verhindert jede Flucht / Erlösung.
Was nicht passiert – und was man vor lau-
ter szenischen Überraschungen auch nicht
vermisst – ist eine ernsthafte unpathe-
tische Auseinandersetzung mit dem The-
ma Tod. Die schmerzlichen Seiten, die
Angst vor dem Tod, die Trauer, den Ver-

lust bekommt man nicht zu sehen.
Das Stück bleibt thematisch an der
philosophischen Oberfläche, statt den
sinnlichen Symptomen des Todes
nachzuspühren. Der Verweis auf den
Existenzialismus und Samuel Becketts
Lucky, der an einem Hundehalsband
seine Bestimmung findet, passt in den
Diskurs und beweist das Diskursive.
Die vielen Songs werden mit einem so
genialen, künstlerischen Understate-
ment dargeboten, dass man sich als Zu-
schauer schon wieder wundert, warum

man von den Originalinterpreten eigent-
lich mehr erwartet. Diese Leute wissen
genau was sie da tun. Schade nur, dass sich
die Libelle als Aufführungsort schon
wieder verabschiedet, denn dort hatte
man in einer Stadt wie Leipzig noch das
Gefühl im Theater-Limbus zu sitzen, al-
les Andere kennt man schon.

Matthias Schluttig
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Similde**
Plaque***
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hinZ und kunZ (Mittag)

hinZ und kunZ (ab 10)

Infocafé Feinkost*

Libelle
Similde
Atari
Schuppen

Similde
Plaque
Zoro
Doppelplusgut

Liwi
Plaque

Similde
Plaque
Vorratskammer
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Von leichten und schweren Geschützen

Lösung #35:Lösung #35:Lösung #35:Lösung #35:Lösung #35:

Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:

*jeden ersten Mi im Monat     **Brunch jeden zweiten So im Monat     ***Brunch jeden letzten So im Monat

Kippenberg 20

Kapellen 16

Georg-Schwarz 8

Karl-Liebknecht 36

Kolonnaden 19

Stockart 11

Industrie 101

Stockart 16

Similden 9

Eisenbahn 109

Bornaische 54

AtariAtariAtariAtariAtari

DoppelplusgutDoppelplusgutDoppelplusgutDoppelplusgutDoppelplusgut

hinZ und kunZhinZ und kunZhinZ und kunZhinZ und kunZhinZ und kunZ

Infocafé FeinkostInfocafé FeinkostInfocafé FeinkostInfocafé FeinkostInfocafé Feinkost

LibelleLibelleLibelleLibelleLibelle

LiwiLiwiLiwiLiwiLiwi

PlaquePlaquePlaquePlaquePlaque

SchuppenSchuppenSchuppenSchuppenSchuppen

SimildeSimildeSimildeSimildeSimilde

VorratskammerVorratskammerVorratskammerVorratskammerVorratskammer

ZoroZoroZoroZoroZoro

Voküplaner
Feierabend! #36

Stand: Februar 2010

Matt in fünf Zügen:Matt in fünf Zügen:Matt in fünf Zügen:Matt in fünf Zügen:Matt in fünf Zügen:

Der weiße Springer schlägt den Bauern auf f3 und bedroht Schwarz mit einem Matt durch De5. Der versucht alles durch Dg1,
Dh2 oder Txh5, worauf Weiss jedoch immer einen passenden Mattzug bietet: Der Springer schlägt einfach die Dame und macht
den Weg für den Läufer frei oder Weiß zieht im Falle des aufmüpfigen Turms einfach den eigenen Turm auf f4 und ... Matt.

Im letzten Heft warfen wir Euch ja mal wieder ein Häppchen zu, dessen Auflösung spätestens jetzt nicht allzu schwer sein dürfte:


